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1 Rahmen des Berichts und Begründung für die Wahl des Themas 
 
Nach den Vorgaben des Landesgleichberechtigungsgesetzes (LGBG) hat der oder die 
Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderung gemäß § 11 Absatz 2 einen Bericht über 
„Verstöße gegen die Regelungen zur Gleichstellung behinderter Menschen durch Behörden 
oder sonstige öffentliche Stellen“ sowie einen Tätigkeitsbericht zu erstellen. Diese werden 
zum „Bericht der / des Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderung“, Teil I und II, 
zusammengefasst, vom Senat zur Kenntnis genommen und dem Abgeordnetenhaus 
übermittelt.  
 
Der hier vorgelegte zwölfte Verstößebericht enthält einen für den Berichtszeitraum vom 
1. September 2017 bis zum 28. Februar 2019 von der Landesbeauftragten für Menschen mit 
Behinderung festgestellten Verstoß sowie die dazu abgegebenen Stellungnahmen. Letztere 
werden im Wortlaut unverändert und unkommentiert in Kapitel 4 angefügt.  
 
Thema des aktuellen Berichts ist die Wohnungspolitik des amtierenden Senats. 
Wohnungspolitik beinhaltet zum einen alle staatlichen Maßnahmen zur Beeinflussung der 
Wohnungsversorgung der Bevölkerung, also sowohl die Wohnungsbaupolitik als auch die 
Nutzung, Verteilung und Bewirtschaftung des Wohnungsbestandes. Zum anderen impliziert 
Wohnungspolitik die Zielvorstellungen, an denen sich die staatlichen Maßnahmen 
orientieren. Teil der staatlichen Daseinsvorsorge ist es, eine Mindestversorgung mit 
Wohnraum, zumindest für diejenigen, welche sich am Wohnungsmarkt nicht durchsetzen 
können, zu sichern. Da die Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum eine Vielzahl von 
Lebens- und damit Politikbereichen direkt oder indirekt beeinflusst, sind trotz der 
federführenden Zuständigkeit der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen 
zahlreiche weitere Ressorts und Akteure mittelbar oder unmittelbar betroffen. In Folge des 
geringer werdenden finanziellen Spielraums der öffentlichen Hand, etwa des im Grundgesetz 
seit 2011 vorgesehenen Verbots struktureller Neuverschuldung (Schuldenbremse), der 
demografischen Entwicklung, des kontinuierlichen Zuzugs nach Berlin und von 
Privatisierungs- und Ökonomisierungstendenzen ist eine angemessene Versorgung mit 
Wohnraum für die Bevölkerung insgesamt problematisch geworden.  
 
In Berlin hat der Senat angesichts zunehmender Engpässe auf dem Wohnungsmarkt und 
steigenden zivilgesellschaftlichen Drucks durch Mieterinitiativen seit 2012 verstärkt 
wohnungspolitische Maßnahmen ergriffen. So verpflichteten sich 2012 die sechs städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften mit dem „Bündnis für soziale Wohnungspolitik und bezahlbare 
Mieten“ zur Aufstockung ihres Wohnungsbestands, zur Beschränkung von Mieterhöhungen 
und zur sozial gerechten Vergabe von Wohnungen. Teile dieser Verpflichtungen erhielten 
Eingang in das Wohnraumversorgungsgesetz, mit welchem die 
Wohnungsbauförderungsbestimmungen angepasst, die Mietermitbestimmung verbessert 
und die Wohnraumversorgung Berlin – AöR gegründet wurden. Dieses Gesetz war auch 
Ergebnis eines 2015 gestarteten Mietenvolksbegehrens. Die Förderung des 
Wohnungsneubaus wurde 2014 wieder eingeführt; zunächst mit Mitteln für 1.000, 
mittlerweile für rund 3.500 Wohnungen des sozialen Wohnungsbaus pro Jahr. Die 
Bezirksämter machen von der im Baugesetzbuch vorgesehenen Möglichkeit der Errichtung 
sozialer Erhaltungsverordnungen zunehmend Gebrauch.  
 
Dennoch hat sich die Situation auf dem Wohnungsmarkt seitdem weiter verschärft. Die für 
die Berliner Bevölkerung insgesamt bestehenden Probleme wirken sich auf Menschen mit 
Behinderung dabei besonders negativ aus. Sie haben es zunehmend schwer, 
angemessenen Wohnraum zu finden. Auch soziale Träger können eventuell die 
Unterstützung von Menschen mit Behinderung nicht übernehmen, da sie über keine 
geeigneten Wohnungen verfügen. Diskriminierende Strukturen spielen beim Zugang zum 
Wohnungsmarkt immer noch eine Rolle. Dies führt unter anderem zu einer Verdrängung von 
Menschen mit Behinderung an die Randgebiete der Stadt, wo auf Grund der Länge von 



4 
 

Fahrwegen und der geringeren Taktung des öffentlichen Nahverkehr sowie des Mangels an 
anderen infrastrukturellen Angeboten gesellschaftliche und soziale Teilhabe erschwert bis 
unmöglich gemacht wird.  
 
Menschen mit Behinderung sind überdies überproportional häufig von Armut betroffen und 
daher insbesondere auf bezahlbaren Wohnungen angewiesen (vgl.: Zweiter Teilhabebericht 
der Bundesregierung über die Lebenslage von Menschen mit Beeinträchtigungen. 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2016, S. 11; 23; 163 sowie 210ff). Zugleich 
benötigen viele von ihnen barrierefreien oder uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren 
Wohnraum1, welcher nicht in ausreichendem Maße vorhanden ist. Dies erschwert die 
Wohnungssuche und verursacht häufig zusätzliche Kosten. Fehlende Verfügbarkeit von 
Wohnraum schränkt die völkerrechtlich in der UN-Behindertenrechtskonvention und 
bundesrechtlich im Sozialrecht verankerte Wahlfreiheit in Bezug auf die Wohnform strukturell 
ein, verhindert die selbstbestimmte Lebensführung und steht den in der Pflege und 
Eingliederungshilfe bestehenden rechtlichen Vorgaben hin zur Personenzentrierung und 
Ambulantisierung entgegen.  
 
Damit erweist sich Wohnungspolitik als ein sehr wichtiger Aspekt bei der Umsetzung sozialer 
Ziele. 
  
Obwohl die Behindertenbeauftragten der Bezirke in einem Grundsatzschreiben vom 
1. Februar 2012, adressiert u.a. an den damaligen Staatssekretär für Soziales, und der 
Landesbeirat für Menschen mit Behinderung in einer Resolution am 10. Januar 2014, 
adressiert an die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt sowie das 
Abgeordnetenhaus,  bereits auf das Missverhältnis zwischen dem Bedarf und Bestand 
barrierefreier Wohnungen verwiesen, haben die wohnungspolitischen Initiativen des Senats 
die auch mit Blick auf die demografische Entwicklung befürchtete Zuspitzung nicht 
vermeiden können. Die 2017 in Kraft getretene Novellierung der Bauordnung Berlin (BauO 
Bln) und die in dieser festgeschriebene Vorgabe, wonach ab 2017 ein Drittel, ab 2020 die 
Hälfte der Wohnungen in Gebäuden mit Aufzügen barrierefrei sein müssen, wird nicht 
ausreichen, um den von der Senatsverwaltung 2015 attestierten Nachfrageüberhang nach 
mindestens 41.000 barrierefreien Wohnungen zu beseitigen.  
 
Der von der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderung im folgenden dargestellte 
Verstoß begründet sich daher vor allem in der Wahrnehmung, dass auch im 
Berichtszeitraum keine hinreichenden Maßnahmen zur Verbesserung der Datenlage als 
Grundvoraussetzung für eine zielgenauere Planung sowie ausreichend wirksame 
Maßnahmen für die Schaffung barrierefreier Wohnungen ergriffen wurden. Es fehlt an 
bauordnungsrechtlichen Regelungen oder Fördermaßnahmen zur Schaffung von 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen ebenso wie an ausreichende 
Maßnahmen zur Bereitstellung von Wohnraum für Menschen mit Behinderung in 
                                                
1 Die DIN 18040-2, welche derzeit über die Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen ohne Zusatz „R“ 
eingeführt ist, unterscheidet dabei zwei Standards innerhalb der Wohnung. Der grundlegende Standard 
„barrierefrei nutzbar“ berücksichtigt die Bedürfnisse von Menschen mit sensorischen oder motorischen 
Beeinträchtigungen. Mindestabmessungen für Türdurchgänge, Bewegungs- und Rangierflächen sind für die 
Benutzung von Gehhilfen wie Rollatoren vorgesehen und genügen eingeschränkt für Rollstuhlnutzende. Für die 
uneingeschränkte Nutzung mit dem Rollstuhl gilt in der DIN 18040-2 der erweiterte Standard „barrierefrei und 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbar – R“ und sieht größere Maße für Bewegungs- und Rangierflächen und 
die Nutzbarkeit der Sanitärausstattung und Bedienelemente vom Rollstuhl aus vor. Gekennzeichnet wird dieser 
Standard durch ein „R“. Diese Norm hat 2011 die bis dahin geltende DIN 18025 – Teil 1 und 2 abgelöst, welche in 
Teil 1 Standards für Wohnungen für Rollstuhlbenutzer definierte. Daher wird in Berlin bis heute häufig noch die 
Abkürzung „RB oder die Bezeichnung „Rollstuhbenutzer-Wohnungen“ verwendet. Allerdings ist der erweiterte 
Standard bislang in Berlin nicht eingeführt. In der Diskussion um barrierefreies Wohnen kursieren auch Begriffe 
wie „barrierearm“ und „schwellenlos“, diese sind aber nicht gesetzlich bzw. untergesetzlich normiert und führen 
bei der Verwendung nicht nur zu Unklarheit, sondern tragen auch das Risiko, dass falsche Angaben zur 
Einschätzung der Barrierefreiheit von Wohnungen vorgenommen werden. Ab dem 1.1.2020 wird die DIN 18040-2 
durch die Verwaltungsvorschrift „Verordnung über bauliche Anforderungen an barrierefreies Wohnen“ (BWV Bln) 
abgelöst. 
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gemeinschaftlichen Unterkünften und in besonderen Wohnformen. Darüber hinaus gibt es 
keine zeitgemäßen Instrumente zur Vermittlung barrierefreier und uneingeschränkt mit dem 
Rollstuhl nutzbarer Wohnungen. Auch bei mietrechtlichen Problemen wie beispielsweise der 
Schaffung zumutbarer Abstellmöglichkeiten für radgebundene Hilfsmittel fehlt eine wirksame 
Unterstützung von Menschen mit Behinderung.  
 
Es handelt sich also weniger um ein bewusstes Tun des Senats als vielmehr um ein 
Unterlassen politisch notwendiger Schritte zur Herstellung gleichwertiger 
Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne Behinderung im Land Berlin und zur 
Umsetzung der völker- und bundesrechtlichen Vorgaben, die hinsichtlich der 
selbstbestimmten Lebensführung für Menschen mit Behinderung bestehen.  
 
Der zwölfte Verstößebericht gliedert sich dabei in drei Teile: In Kapitel 2 werden die von der 
Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderung festgestellten Verstöße gegen die 
Regelungen zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung behandelt. In Kapitel 3 
werden daraus abzuleitende politische Schlussfolgerungen abgeleitet und in Kapitel 4 die 
zum Verstößebericht eingereichten Stellungnahmen unverändert abgedruckt.  
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2 Verstoß gegen die Regelungen zur Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderung 
 
Der Bericht thematisiert keine Verstöße hinsichtlich einzelner Vorgänge, sondern greift das 
Thema der Wohnungspolitik unter strukturellen Gesichtspunkten auf. Dadurch möchte die 
Landesbeauftragte die Bedeutung der Wohnungspolitik für die Behindertenpolitik insgesamt 
hervorheben.  

2.1 Rechtliche Verpflichtungen des Landes Berlin 
Bewertungsmaßstab der Wohnungspolitik des Senats unter behindertenpolitischen 
Gesichtspunkten sind die Verpflichtungen des Landes Berlin, die sich aus Landesrecht, 
Völkerrecht und Sozialrecht ergeben. Sie alle geben dem Senat übergeordnete 
Zielsetzungen vor, welche über konkrete Maßnahmen und Schritte umgesetzt werden 
müssen.  

2.1.1 Verfassung von Berlin und Landesgleichberechtigungsgesetz 
 
Die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse von Menschen mit und ohne Behinderung ist 
das Leitbild infrastruktureller Daseinsvorsorge der Verfassung von Berlin. In Artikel 11 heißt 
es: „Menschen mit Behinderungen dürfen nicht benachteiligt werden. Das Land ist 
verpflichtet, für die gleichwertigen Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne 
Behinderung zu sorgen.“ 
  
Die Norm, die Artikel 11 der Verfassung von Berlin näher ausgestaltet, ist das 
Landesgleichberechtigungsgesetz. Sein Ziel besteht in der Umsetzung des 
Benachteiligungsverbots und der Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen von 
Menschen mit und ohne Behinderung. Dieses 1999 vom Abgeordnetenhaus beschlossene 
Gesetz enthält umfangreiche Regelungen zur Gleichberechtigung von Menschen mit 
Behinderung und beschreibt die dafür innerhalb des Landes geschaffenen Strukturen sowie 
die Pflichten der Berliner Behörden. Neben diesen allgemeinen Vorschriften in Abschnitt I 
enthält es in Abschnitt II Regelungen zur Förderung von gehörlosen und hörgeschädigten 
Menschen, misst in Abschnitt III dem Landesbeirat für Menschen mit Behinderung ein 
außerordentliches Klagerecht bei bestimmten Verstößen gegen die Bauordnung, 
Betriebsverordnung, Gaststättenverordnung, das Sportfördergesetz oder das Straßengesetz 
bei und macht in Abschnitt IV Vorgaben zu barrierefreien Bescheiden.  
 
Verfassungsrang haben in Berlin zudem das Recht auf Freizügigkeit, also die freie Wahl des 
Wohnsitzes, für alle Bürgerinnen und Bürger nach Artikel 17 und das Recht auf 
angemessenen Wohnraum in Artikel 28. Das Land ist durch Artikel 28 zur Schaffung und 
Erhaltung angemessenen Wohnraums, insbesondere für Menschen mit geringem 
Einkommen, verpflichtet. Die Versorgung mit Wohnraum ist dem Aufgabenbereich der 
kommunalen Daseinsvorsorge zuzurechnen. Traditionell gab es in der Bundesrepublik 
Deutschland ein Zusammenspiel von Wohnungspolitik und Wohnungswirtschaft, wobei der 
Staat insbesondere durch staatliche Förderung und kommunale Wohnungsunternehmen 
auch für die Bevölkerungsgruppen, die sich nicht aus eigener Kraft am Markt versorgen 
konnten, eine angemessene Wohnraumversorgung sicherstellen konnte.  

2.1.2 UN-Behindertenrechtskonvention 
 
Die am 26. März 2009 in Deutschland in Kraft getretene UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK) spezifiziert die Menschenrechte für die Gruppe der Menschen mit Behinderung 
und benennt staatliche Achtungs-, Schutz- und Gewährleistungspflichten. Sie gilt im Rang 
eines einfachen Bundesgesetzes, ist jedoch durch das Vertragsgesetz Völkerrecht geblieben 
und völkerrechtlich auszulegen (vgl.: Menschenrechte in der sozialgerichtlichen Praxis. 
Deutsches Institut für Menschenrechte 2018, S. 13). Nach ständiger Rechtsprechung des 
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Bundesverfassungsgerichtes stellt das Vertragsgesetz zur Umsetzung der UN-BRK 
demnach einen Rechtsanwendungsbefehl dar, welcher sich an alle staatlichen Stellen der 
vollziehenden und rechtssprechenden Gewalt richtet und diese bindet (ebd., S. 14). Diese 
Verpflichtung gilt auch für die Länder und Kommunen sowie für alle öffentlichen 
Sozialleistungsträger unabhängig von einer möglichen Selbstverwaltung, denn weder die 
Bundesrepublik Deutschland noch die Länder haben im Ratifizierungsprozess nach dem 
Lindauer Verfahren Vorbehalte erklärt. Es ist also darauf zu achten, dass Anwendung und 
Auslegung des nationalen Rechts in Übereinstimmung mit der UN-BRK zu bringen sind. 
 
Die bereits in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte sowie dem Zivil- und 
Sozialpakt festgeschriebenen Rechte auf angemessenen Lebensstandard einschließlich der 
Wohnung und der freien Wahl des Aufenthaltsortes innerhalb eines Staates werden in der 
UN-BRK insbesondere in Artikel 19 und 28 mit Blick auf die Lebenssituation von Menschen 
mit Behinderung mit dem Recht auf selbstbestimmte Lebensführung und Inklusion in die 
Gemeinschaft sowie dem Recht auf einen angemessenen Lebensstandard und sozialen 
Schutz weiter ausdifferenziert. Hinzu kommen die in Artikel 9 benannten staatlichen 
Verpflichtungen zur Herstellung von Barrierefreiheit. Damit bietet die Konvention nähere 
Anhaltspunkte, wie die Pflicht zur Daseinsvorsorge und Herstellung gleichwertiger 
Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne Behinderung im Einzelnen zu verstehen 
ist.  
 
Das Recht auf selbstbestimmte Lebensführung und Inklusion in die Gemeinschaft, Artikel 19 
UN-BRK, umfasst sowohl den individuellen Aspekt der gleichberechtigten Wahlmöglichkeit 
bei der Lebensführung als auch die soziale Dimension der Schaffung eines inklusiven 
Umfelds. Das Recht auf selbstbestimmte Lebensführung verdeutlicht den Zusammenhang 
zwischen individueller Wahlfreiheit und den strukturellen Voraussetzungen, die für die 
Ausübung dieser Wahlfreiheit gegeben sein müssen. Nur wenn barrierefreier und 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbarer Wohnraum vorhanden und bezahlbar ist, 
Bibliotheken, Schulen, Arztpraxen und Angebote des Gemeinwesens insgesamt zugänglich 
und bedarfsgerechte Unterstützungsdienste vorhanden sind, können Menschen mit 
Behinderung ihre Wahlfreiheit in Bezug auf den Wohnort wirklich ausüben. Dabei unterliegt 
Artikel 19 UN-BRK der Umsetzungsverpflichtung nach Artikel 4 Abs. 1 und 2, wonach der 
Staat verpflichtet ist, mit dem Maximum an verfügbaren Ressourcen geeignete Maßnahmen 
zu treffen (vgl. hierzu UN-Fachausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
2017). 

2.1.3 Sozialrechtlicher Auftrag „ambulant vor stationär“ 
 
Auch die auf Bundesebene gestaltete Sozialgesetzgebung beinhaltet die Verpflichtung, 
Menschen mit Pflege- oder Eingliederungshilfebedarf möglichst ein Leben in der eigenen 
Wohnung zu ermöglichen. So gilt nach § 104 Abs. 3 SGB IX für die Eingliederungshilfe, dass 
ein Wohnen außerhalb besonderer Wohnformen der Vorzug zu geben ist, wenn dies von der 
leistungsberechtigten Person gewünscht wird. Zwar wird das subjektive Wunsch- und 
Wahlrecht durch die Prüfung der Zumutbarkeit eingeschränkt, doch ist hier der Vorrang des 
Wohnens im eigenen Wohnraum sozialrechtlich verankert. Hinzu kommt die in 
§ 94 Abs 3 SGB IX festgeschriebene Aufgabe der Länder, auf am Sozialraum orientierte und 
inklusiv ausgerichtete Angebote hinzuwirken.  
 
Auch im Rahmen der Pflegeversicherung gilt nach § 3 SGB XI der Vorrang häuslicher 
Pflege. Mit den Leistungen soll erreicht werden, dass die pflegebedürftigen Menschen 
möglichst lange in ihrer häuslichen Umgebung bleiben können; auch Teilzeit- und 
Kurzzeitpflege gehen der vollstationären Pflege vor. Dies kann ebenfalls nur erfüllt werden, 
wenn angemessener Wohnraum vorhanden ist, in welchem etwa ein Pflegebett 
untergebracht werden kann, Hilfsmittel Platz haben und die Sanitärräume es erlauben, 
entsprechende Pflegeleistungen zu vollziehen. Hier spielen der stufenlose Zugang zur 
Wohnung, die Türbreiten und die Platzverhältnisse eine zentrale Rolle.  
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Angemessener und bezahlbarer Wohnraum stellt also eine Grundvoraussetzung für die 
selbstbestimmte Lebensführung dar. Ist er nicht vorhanden, so werden durch das Sozialrecht 
gesetzte Ziele gefährdet und Menschen in ihrer Selbstbestimmung und bei der Teilhabe am 
Leben in der Gemeinschaft gehindert.  

2.3 Entwicklung der Wohnsituation von Menschen mit Behinderung 
 
Welcher Anteil des Wohnungsmarkts barrierefrei oder uneingeschränkt mit dem Rollstuhl 
nutzbar ist, lässt sich anhand der vorliegenden Daten nur näherungsweise abschätzen:  

- Zum 30.09.2018 hatten die bezirklichen Wohnungsämter insgesamt 1.134 „RB-
Sozialwohnungen“, also uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbare Wohnungen, im 
Kataster (vgl.: Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 18/16 623). Die landeseigenen 
Wohnungsunternehmen hatten zu diesem Zeitpunkt 633 RB-Wohnungen im Bestand 
(ebd.).  

- Zwischen 2016 und 2018 wurden von den landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften insgesamt 59 RB-Wohnungen errichtet (ebd.).  

- Nach Angaben des Kuratoriums Deutsche Altershilfe (Wüstenrot-Stiftung / Kuratorium 
Deutsche Altershilfe 2014, S. 19) wird bundesweit von einem Bestand von ein bis drei 
Prozent barrierefreier Wohnungen ausgegangen, dies wären auf Berlin bezogen 
zwischen 19.300 und 57.900 Wohnungen. Der vom Kuratorium Deutsche Altershilfe 
ermittelte Bestand von 69.000 weitgehend barrierefreien Wohnungen in Berlin ist 
insofern problematisch, als es sich explizit nicht um Wohnungen handelt, die der DIN 
18040-2 entsprechen und zum Beispiel bis zu drei Stufen am Eingang toleriert 
werden. 
 

Ob das von der Verwaltung in Auftrag gegebene Wohnungsbedarfskonzept (vgl. Rat der 
Bürgermeister Beschluss Nr. R-313/2018), mit welchem aufbauend auf dem StEP Wohnen 
qualitative und quantitative Wohnraumbedarfe unter anderem für barrierefreien Wohnraum 
und Menschen in Einrichtungen der Eingliederungshilfe erarbeitet werden sollen, Zahlen zum 
Bestand barrierefreier und / oder uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbarer Wohnungen 
bereitstellen wird, die den Kriterien der DIN 18040-2 bzw. 18040-2 mit Zusatz R 
entsprechen, bleibt abzuwarten.  
 
Im Januar 2019 gab es 415.786 schwerbehinderte Menschen in der Stadt, von diesen hatten 
rund 349.000 einen Schwerbehindertenausweis. Damit sind etwa 11,5 Prozent der Berliner 
Bevölkerung schwerbehindert. Wie viele von ihnen auf barrierefreien Wohnraum angewiesen 
sind, ist nicht bekannt. Darüber hinaus können auch andere Personengruppen wie 
Seniorinnen und Senioren oder pflegebedürftige Menschen und Geflüchtete mit Behinderung 
barrierefreien bzw. uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnraum benötigen, ohne 
als schwerbehindert zu gelten.  
 
Aus der Sicht der Landesbeauftragten lässt der Bedarf an uneingeschränkt mit dem Rollstuhl 
nutzbaren Wohnungen anhand der Schwerbehindertenstatistik für Berlin zumindest 
näherungsweise und mittelbar abschätzen. Ausgegangen wird dabei davon, dass Menschen 
ab einem bestimmten Grad der Behinderung in Zusammenhang mit bestimmten Kategorien 
der Schwerbehindertenstatistik einen Rollstuhl nutzen.2 Auf Basis der 
Schwerbehindertenstatistik 2017 ergibt sich für Berlin dann eine Zahl von 44.966 Personen, 
welche vermutlich einen Rollstuhl nutzen. Dies sind etwa 1,2 Prozent der Bevölkerung.  
 
Daraus kann allerdings nicht unmittelbar auf den Bedarf an uneingeschränkt mit dem 
Rollstuhl nutzbarem Wohnraum geschlossen werden, denn ein Teil dieser Personen lebt 
gegenwärtig in stationären Einrichtungen (s.u.). Ob dies auf eigenen Wunsch erfolgt oder 

                                                
2Rechenmodell von www.nullbarriere.de URL: https://nullbarriere.de/bedarf-barrierefreie-wohnung.htm [zuletzt 
abgerufen am 05.06.2019] 
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dem Mangel an passendem Wohnraum geschuldet ist, bleibt dahingestellt. Auch kann z. Z. 
nicht ermittelt werden, wie viele der in Berlin vorhandenen 39.539 Plätze (Stand: 2017) in 
stationären Wohn- und Pflegeeinrichtungen von rollstuhlnutzenden Personen belegt werden.  
 
Daher kann ergänzend die Statistik zum Sonderfahrdienst herangezogen werden, zu dessen 
Nutzung Ende 2018 30.177 Personen durch das Merkzeichen „T“ berechtigt waren. Von 
diesen Berechtigten verfügten 20.052 Personen über eine Magnetkarte, nahmen den 
Sonderfahrdienst also aktiv in Anspruch. Neun Prozent aller aktiven Nutzerinnen und Nutzer 
(1805 Personen) waren im Dezember 2018 von der Eigenbeteiligung ausgenommen, da sie 
in einer stationären Einrichtung lebten. Auf Basis dieser Zahlen leben in Berlin 18.247 
Rollstuhlfahrerinnen und -fahrer außerhalb von Heimen.  
 
Auch wenn diese Zahlen lediglich Näherungswerte sind und nicht alle Rollstuhlnutzenden auf 
Wohnungen nach dem Standard der DIN 18040-2 mit Zusatz „R“ angewiesen sind, so wird 
deutlich, dass die rund 1.200 existierenden uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren-
(Sozial)wohnungen nicht ausreichen. Zudem ist nicht belegt, ob diese zweckentsprechend 
vermietet sind. Auch kann auf Basis von Erfahrungsberichten angenommen werden, dass 
über diese Wohnungen hinaus kaum uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbare 
Wohnungen bei privaten Vermietern existieren, für die eine zweckgemäße Vermietung 
ebenfalls nicht unbedingt angenommen werden kann.  
 
Schlussfolgern lässt sich insgesamt, dass ein Versorgungsdefizit im oberen vierstelligen bis 
unteren fünfstelligen Bereich besteht. 
 
Zur Beschreibung der Wohnsituation von Menschen mit Behinderung – insbesondere unter 
Berücksichtigung des Artikels 19 UN-BRK – ist auch ein Blick auf die Bereiche der 
Eingliederungshilfe sowie der Pflege notwendig. 
 
Leistungen der Eingliederungshilfe zum Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft in einer 
Wohneinrichtung erhalten 3.541 Personen.3 In einer eigenen Wohnung (ambulant betreut) 
leben 3.335 Personen, in ambulant betreuten Wohngemeinschaften 1.174 
Leistungsberechtigte und im sogenannten ambulanten Verbundwohnen für Menschen mit 
seelischer Behinderung 3.729 Personen. Damit erhalten in Berlin insgesamt 11.779 
Leistungsberechtigte Leistungen der Eingliederungshilfe zum selbstbestimmten Leben in 
betreuten Wohnmöglichkeiten (vgl.: Monatliche Statistik nach dem 5. – 9. Kapitel des SGB 
XII, Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales  2019). Wie viele der 
Leistungsberechtigten in Trägerwohnraum wohnen, ist nicht bekannt. Die Zahl der 
Leistungsberechtigten in der Eingliederungshilfe ist in den letzten Jahren im ambulanten 
Wohnen sehr stark, im stationären Wohnen leicht gestiegen. Der Senat verweist darauf, 
dass die Träger eine nicht hinreichende Zahl an Wohnungen beklagen. Während früher 
Trägerwohnungen im Bereich des Betreuten Einzelwohnens nach Abschluss der Maßnahme 
an die Mieterinnen und Mieter im Hauptmietverhältnis überlassen werden konnten, ist dies 
mittlerweile nicht mehr möglich (vgl.: Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 18/17 224). 
 
Nach dem Pflegeversicherungsgesetz erhielten in Berlin Ende 2017 135.680 Personen 
Leistungen, davon 34.550 in ambulanter Form und 29.246 in stationären Einrichtungen. 
71.860 Personen erhielten Pflegegeld. Das heißt, dass etwa drei Viertel der 
Pflegebedürftigen zu Hause gepflegt wurden. (vgl.: Statistik der Leistungsempfängerinnen 
und – empfänger, Statistisches Landesamt Berlin-Brandenburg 2018). Bis 2030 wird sich die 
Zahl der Pflegebedürftigen deutlich erhöhen. Die Bevölkerungsprognose der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung sagt voraus, dass die Zahl der älteren Personen ab 
65 Jahre bis 2030 um rund 25 Prozent steigen wird, von jetzt 19 auf dann 22 Prozent der 
Bevölkerung. In absoluten Zahlen macht dies 844.000 Personen ab 65 Jahre aus 
(gegenüber 683.000 Personen Ende 2014). Dabei steigt insbesondere die Zahl der 

                                                
3 Stand 31.01.2019 
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sogenannten hochaltrigen Personen im Alter von 80 Jahren und mehr, ihr Anteil an der 
Gesamteinwohnerzahl erhöht sich von 4,6 auf 7 Prozent bzw. wächst von 162.000 auf 
263.000 Personen an (vgl.: Bevölkerungsprognose für Berlin und Bezirke 2015 - 2030, 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 2016, S. 24f). Auf dieser Grundlage geht 
der Landespflegeplan davon aus, dass bis 2030 etwa 170.000 pflegebedürftige Menschen in 
Berlin leben werden; die Zahl der in Pflegeheimen versorgten Personen stiege dann um 
15.000 Personen auf 42.500, die Zahl der zu Hause versorgten Menschen um 42.500 
Personen auf 127.500 (vgl.: Landespflegeplan 2016 Senatsverwaltung für Gesundheit und 
Soziales 2016, S. 38). Damit einher geht auch ein erhöhter Bedarf an pflegegerechtem und 
damit barrierefreiem oder uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbarem Wohnraum.  

2.4 Die Wohnungspolitik des Senats 
 
Viele der in diesem Bericht beschriebenen Probleme haben ihren Ursprung in 
wohnungspolitischen Versäumnissen der vergangenen Wahlperioden. In der 
Koalitionsvereinbarung 2016 – 2021 konstatiert die Koalition, dass Wohnen ein Grundrecht 
darstellt und bekennt sich zur Notwendigkeit der bedarfsgerechten Versorgung der 
Bevölkerung mit Wohnraum (Koalitionsvereinbarung, S. 9; 21). Behindertenpolitische Ziele 
werden in Zusammenhang mit der Wohnungspolitik ausschließlich auf den Neubau von 
6.000 Wohnungen durch die landeseigenen Gesellschaften erwähnt. Hier liegt das 
Augenmerk auch auf Personengruppen mit Bedarf an „bezahlbaren, kleinen, altersgerechten 
oder barrierefreien Wohnungen […] sowie betreuten Wohnformen“ (ebd., S. 25).  
 
Die Landesbeauftragte begrüßt, dass die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Wohnen im März 2019 das Gespräch mit ihr gesucht hat und hofft auf eine weitere 
kontinuierliche Bearbeitung der angesprochenen Aspekte. Für weitere Gespräche steht sie 
gern zur Verfügung. Doch ist es dem derzeit amtierenden Senat bislang nicht gelungen, die 
wohnungspolitischen Probleme entsprechend zu bearbeiten, Lösungen zu entwickeln und 
eine spürbare Verbesserung der Wohnsituation von Menschen mit Behinderung 
herbeizuführen. Durch die Verschärfung der Probleme am Wohnungsmarkt insgesamt hat 
sich auch der Druck auf Menschen mit Behinderung erhöht.  

2.4.1 Unzureichende Schaffung von Planungsgrundlagen 
 
Das bereits in der letzten Legislaturperiode immer wieder benannte Problem fehlender 
Zahlen zu Bedarf und Bestand an barrierefreien sowie uneingeschränkt mit dem Rollstuhl 
nutzbaren Wohnungen besteht weiterhin fort. Von der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Wohnen werden fehlende Datengrundlagen zu Bedarf und Bestand 
seit Jahren bestätigt (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 18/16 623; 18/14 009; 18/16 427). 
Gleichzeitig sind durch das Haus vereinzelt Zahlen in der Beantwortung schriftlicher 
Anfragen genannt worden (vgl. Kapitel 2.3), etwa die Zahl der Inhabenden des Merkzeichens 
aG mit Bezug zum Bedarf an uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen (vgl. 
Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 17/17 623). Während des Berichtszeitraums kann die 
Landesbeauftragte aber keine konkreten Schritte erkennen, die von Seiten der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen unternommen wurden, um belastbare 
Planungsgrundlagen zu schaffen.  
 
In der Stellungnahme zum Beschluss des Rats der Bürgermeister Nr. R-434/2018 werden 
fehlende Datengrundlagen sogar dazu verwendet, um Maßnahmen zur Steigerung der Zahl 
rollstuhlgerechter Wohnungen abzulehnen. „Auch einer bauordnungsrechtlich festgelegten 
Quote in Höhe von 5 % uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen, wie der 
Landesbeirat für Menschen mit Behinderung dies bereits 2016 forderte, soll nicht gefolgt 
werden, weil bisher kein quantitativ belegter Bedarf nachgewiesen werden konnte.“ 
Tatsächlich bezog sich die geforderte Quote nicht auf den gesamten, sondern lediglich auf 
den sozialen Wohnungsbau. Inwiefern die fehlerhafte Argumentation eine mangelnde 
Auseinandersetzung mit den Forderungen des Landesbeirats und des damaligen 
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Landesbeauftragten darstellt, sei dahingestellt. Unabhängig davon ist es aber 
bemerkenswert, dass mit dem nicht nachgewiesenen Bedarf argumentiert wird, da die 
Ermittlung dieses Bedarfs und die Schaffung angemessener Planungsgrundlagen die 
Aufgabe der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen selbst darstellt. 
 
Die Argumentation, es könne kein quantitativer Bedarf nachgewiesen werden, widerspricht 
der Erfahrung der Beauftragen für Menschen mit Behinderung in den Bezirken und der 
Landesbeauftragten. Im Rahmen der Ombudsfunktion der bzw. des Landesbeauftragten gab 
es in der Vergangenheit auch Anfragen von Bürgerinnen und Bürger zum Thema Wohnen, 
oft in Verbindung mit den vom Jobcenter übernommenen Kosten der Unterkunft. Seit 2015 
war ein deutlicher Anstieg zu beobachten und Anfragen zu Problemen im Bereich des 
Wohnens haben zwischen 2015 und 2018 deutlich zugenommen. Bei etwa 400 bis 450 
Anfragen pro Jahr, aus denen sich Arbeitsaufträge entwickelten, machten Anliegen zum 
Thema Wohnen im Jahr 2015 6,4 Prozent, 2016 8,1 Prozent, 2017 9,8 Prozent und 2018 
11,8 Prozent aus. Anfragen, welche direkt abschlägig beschieden werden mussten, also 
diejenigen mit der Bitte um Hilfe bei der Suche oder Bereitstellung einer barrierefreien oder 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnung, wurden nicht dokumentiert. Die 
Behindertenbeauftragten der Bezirke berichten von durchschnittlich bis zu drei Anfragen 
monatlich und teilen die Beobachtung der Landesbeauftragten, dass sich die Zahl 
diesbezüglicher Anliegen deutlich gesteigert hat. Die Anfragen stellen zwar auf Grund ihrer 
Nicht-Repräsentativität keine belastbare Grundlage für Planungen, wohl aber für die 
Dringlichkeit des Themas, dar.  
 
Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass sich der Staat mit Artikel 31 der UN-BRK auch 
dazu verpflichtet hat, geeignete Informationen und Daten zur Verwirklichung der in der 
Konvention verbrieften Rechte zu sammeln und der Ungenauigkeit existierender 
Datengrundlagen, scheint es durchaus angebracht, aktualisierte belastbare Daten zu 
erheben. Während für den Bestand an barrierefreien Wohnungen mit der Befragung im 
Rahmen des Mikrozensus 2018 nach der neuen bundesrechtlichen Regelung im 
Mikrozensusgesetz erstmals Angaben zur Barrierefreiheit von Wohnungen erhoben werden, 
bleibt die Erhebung des Bedarfes vorerst Ländersache.  
 

2.4.2 Regelungslücken im Bauordnungsrecht 
 
Für Wohnungen, deren Erreichbarkeit mit der BauO Bln mittels der Aufzugpflicht nach 
§ 39 Abs. 4 gesichert ist, gilt seit der noch während der letzten Legislaturperiode 
durchgeführten Novellierung der Bauordnung die quantitative Vorgabe, dass ab 2017 ein 
Drittel und, ab 2020 die Hälfte der Wohnungen barrierefrei nutzbar sein muss. Dies ist 
insofern positiv zu bewerten, als die Zahl der neu gebauten barrierefreien Wohnungen damit 
ansteigt. Die schon 2014 durch den damaligen Landesbeauftragten geforderte Lösung, dass 
alle dieser Wohnungen barrierefrei nutzbar sein müssen, ist damit allerdings nicht 
verwirklicht. Da sich bereits der 11. Verstößebericht ausführlich mit dieser Thematik befasst 
hat, soll hier der Schwerpunkt auf die Frage bauordnungsrechtlicher Vorgaben zu 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen und die Durchsetzung des 
Bauordnungsrechts gelegt werden. Dies ist insofern relevant, als sich in der Vergangenheit 
immer wieder gezeigt hat, dass im Berliner Baugeschehen Vorgaben der Bauordnung 
mangelhaft umgesetzt werden und es an Kontrollmechanismen und –instanzen fehlt (vgl.: 
Verstößebericht, Landesbeauftragter für Menschen mit Behinderung 2016, S. 3f).  
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2.4.2.1 Fehlende Vorgaben zur Rollstuhlgerechtigkeit 
 
Das Land Berlin hat die Zielsetzung zur Schaffung von mehr rollstuhlgerechtem Wohnraum 
in den „10 Behindertenpolitischen Leitlinien des Landes Berlin zur nachhaltigen Umsetzung 
der UN – Behindertenrechtskonvention bis zum Jahr 2020“ (BPL) aufgenommen und zur 
Leitlinie 7 „Selbstbestimmung“ konkretisiert: „Der Senat hat am 08. Juli 2014 den 
Stadtentwicklungsplan (StEP) Wohnen 2025 beschlossen. Der StEP Wohnen 2025 dient als 
Wegweiser für die Entwicklung des Wohnungsmarktes in den kommenden 10 bis 15 Jahren. 
Damit ist die Planungsgrundlage für die Neubau- und Bestandsentwicklung von Wohnungen 
in Berlin bis zum Jahre 2025 gelegt. Gemäß Leitlinie 2 des StEP Wohnen 2025 – „Berlin 
sichert die soziale und funktionale Mischung“ – sind die Wohnbedürfnisse und die 
gesellschaftliche Teilhabe von behinderten Menschen zu achten. Notwendig ist auch der 
Erhalt und weitere Ausbau barrierearmer, -freier und rollstuhlgerechter Wohnungen in allen 
Quartieren der Stadt auch im unteren Preissegment. Unter „Mittel und Wege“ zur Erreichung 
dieses Ziels führt der StEP Wohnen 2025 aus, dass eine „Ausschöpfung von Instrumenten 
und Maßnahmen zur Integration und Inklusion (z.B. barrierearme, -freie und rollstuhlgerechte 
Wohnungen, Angebote zur Betreuung und gesellschaftlichen Teilhabe 
mobilitätseingeschränkter und behinderter sowie wohnungsloser Menschen)“ anzustreben 
sei. 
 
Im Berichtszeitraum können allerdings keine Maßnahmen zur signifikanten Erhöhung der 
Zahl uneingeschränkt mit dem Rollstuhl zugänglicher Wohnungen beobachtet werden. Nach 
Angaben der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen haben landeseigene 
Wohnungsunternehmen zwischen 2016 und 2018 insgesamt nur 59 Wohnungen dieser Art 
errichtet. Gleichzeitig sind zwischen 2015 und 2018 fast 300 solcher Wohnungen aus der 
Belegungsbindung gefallen: Im September 2018 waren 1.134 Sozialwohnungen in den 
Katastern der Wohnungsämter der Bezirke registriert, Ende November 2015 waren dies 
noch 1.414 Wohnungen gewesen (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 18/16 623; 
17/17 623).  
 
Aus Sicht der Landesbeauftragten sollte der Bau von uneingeschränkt mit dem Rollstuhl 
nutzbaren Wohnungen in der Bauordnung geregelt werden. Nur so kann sichergestellt 
werden, dass auf einem durch privat Bauende und Vermietende (Anteil ca. 70 %) 
dominierten Wohnungsmarkt eine ausreichende Zahl dieser Wohnungen überall in Berlin 
entsteht und die Wahlfreiheit in Bezug auf den Wohnort gewährleistet wird. Für die 
Auslegung des Begriffs der „uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen“ 
sollte in der Verwaltungsvorschrift Technischen Baubestimmungen Berlin ein Verweis auf 
den gängigen Standard „R“ der DIN 18040-2 erfolgen. Dies hat sich auch in anderen 
Bundesländern bewährt. Vorgeschlagen wird, in § 50 BauO Bln folgenden Absatz 
einzufügen:  
 
„Ab dem 01.01.2022 müssen von den Wohnungen nach Absatz 1 in Gebäuden mit mehr als 
acht Wohnungen eine und bei mehr als zwanzig Wohnungen mindestens zwei 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbar sein. Die Verpflichtung nach Satz 1 kann auch 
durch entsprechende Wohnungen in mehreren Geschossen erfüllt werden.“  
 
Eine solche bauordnungsrechtliche Regelung hat den Vorteil, dass alle privat Bauenden 
verpflichtet werden, entsprechende Vorgaben umzusetzen. Dadurch entstehen 
rollstuhlgerechte Wohnungen in allen Lagen und Preisklassen, so dass Inklusion im 
Gemeinwesen tatsächlich stattfinden kann. Die vom Landesbeirat und dem ehemaligen 
Landesbeauftragten geforderte Fünf-Prozent-Quote im Rahmen des geförderten 
Wohnungsbaus könnte ergänzend hierzu zur zügigen Erhöhung der Zahl rollstuhlgerechter 
Wohnungen beitragen. Allerdings haben bisherige Anreize in den 
Wohnungsförderbestimmungen keine Wirkung entfaltet, daher ist es problematisch, dass die 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen alleine darauf setzt und keine 
verpflichtenden Elemente einführt.  
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In der Anfrage „Mehr rollstuhlgerechte Wohnungen für Berlin – was plant der Senat? 
(Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 18/16 509) bezieht sich die Abgeordnete auf den Beschluss 
zur Vorlage Nr. R-374/2018 des Rates der Bürgermeister. Sie erfragt, welche konkreten 
Schritte der  Senat  plant, um mehr uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren 
Wohnungen zu bauen, ob dazu bauordnungsrechtliche Änderungen geplant seien oder 
städtebauliche Verträge aufgesetzt werden sollen.  
 
Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen stellte in ihrer Antwort klar, es sei 
keine diesbezügliche Änderung der Bauordnung geplant. Sie führte einen quantitativ bislang 
nicht belegten Bedarf als Begründung an (vgl. Kapitel 2.4.1). Zur Steigerung des Angebots 
an RB-Wohnungen auf die bestehenden Wohnungsbauförderungsbestimmungen 2018 
(WFB) verwiesen (vgl. auch Kapitel 2.4.3), welche eine Mehrförderung von Flächen für 
barrierefreie und uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbare Wohnungen vorsehen. 
Optional in Aussicht gestellt wurde die Schaffung weiterer Anreize im Rahmen der 
Anpassung der Wohnungsbauförderungsbestimmungen. 

2.4.2.2 Unzureichende Durchsetzungsinstrumente 
 
Im Sinne der durch die UN-BRK gemachten menschenrechtlichen Vorgaben ist neben der 
Festlegung von Standards der Barrierefreiheit, die Zugang für möglichst viele Menschen mit 
Behinderung ermöglichen, auch die Überwachung der Einhaltung und Sanktionierung von 
Verstößen völkerrechtlich vorgesehen. Dies bekräftigte der UN-Fachausschuss für die 
Rechte von Menschen mit Behinderung in seinen Abschließenden Bemerkungen 2015 zur 
ersten Staatenprüfung Deutschlands (vgl.: UN-Fachausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen 2015, Rn. 22). In der Konkretisierung der „10 Behindertenpolitischen 
Leitlinien des Landes Berlin zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention bis zum 
Jahr 2020“ ist dementsprechend die Erarbeitung von Anforderungen an sogenannte 
Sachverständige für Barrierefreiheit und deren Einbeziehung in Planungs- und Bauprozesse 
vorgesehen. Allerdings kann die Landesbeauftragte bis heute keinerlei Umsetzung dieses 
vom Senat selbst gesteckten Zieles erkennen, vielmehr werden die verbindlich und von den 
Ressorts in Eigenverantwortung umzusetzenden Ziele und Maßnahmen der 
Behindertenpolitischen Leitlinien in der Antwort des Senats auf die Schriftliche Anfrage der 
MdA Stefanie Fuchs (vgl.: Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 18/13 739) abgelehnt:  
 
„Die wichtigste Maßnahme ist die eindeutige Beschreibung der Anforderungen und 
Barrierefreiheit. Dies ist erfolgt […]. Anforderungen an die Barrierefreiheit, die Einfluss auf 
die Gebäudestrucktur [sic] haben (Rampen, Aufzüge, Flurbreiten) werden auch umgesetzt. 
Die Einführung von Sachverständigen für Barrierefreiheit würde das Planen verteuern und 
aufwendige Anerkennungsverfahren für den Sachverständigenstatus bedeuten.  
Daher ist es Ziel, dass bei allen am Bau Beteiligten der qualifizierte Sachverstand vorhanden 
ist und in den Planungs- und Bauprozess eingebracht wird. Die Einschränkung auf 
Spezialisten, Sachverständige, ist nicht zielführend. Da ein großer Anteil der Anforderungen 
der Barrierefreiheit in der Gestaltung einzubeziehen ist (z.B. sensorische Anforderungen) gilt 
es, Entwerfenden grundsätzlich Bewusstsein und Wissen für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen zu vermitteln. Es liegt in der Verantwortung des Bauherren und des 
Architekten, einzuschätzen, welche Art von Sachverstand sie ggf. zusätzlich hinzuzuziehen 
müssen. Inzwischen kann auf zahlreiche Weiterbildungen in den Kammern u.a. 
Organisationen verwiesen werden, deren Fortsetzung unterstützt wird und bereits seine 
positiven Auswirkungen zeigt. Die teilweise noch unzureichende Berücksichtigung der 
Belange der Menschen mit Behinderungen ist auch auf mangelndes Bewusstsein in Lehr- 
und Forschungseinrichtungen zurückzuführen. Die SenStadtWohn nimmt Einfluss auf die 
studentische Ausbildung (z.B. in Kooperationen mit der Technischen Universität Berlin bzw. 
Universität der Künste). Weiterhin werden Planungshilfen, wie das ´Konzept Barrierefrei`, die 
Handbücher Berlin – Design for all usw. zur Verfügung gestellt.“  
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Ein im Zuge dieser Positionierung geführter Schriftwechsel zwischen der Konferenz der 
Berliner Beauftragten für Menschen mit Behinderung und der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Wohnen konnte die Angelegenheit bisher nicht klären. Die 
Landesbeauftragte unterstützt selbstverständlich das erklärte Ziel der Politik, dass bei allen 
am Bau Beteiligten qualifizierter Sachverstand gefördert werden soll. Dennoch ist es nicht 
hinnehmbar, dass der Senat gegen ein in den verbindlich umzusetzenden 
Behindertenpolitischen Leitlinien selbst gesetztes Ziel verstößt. Damit bleibt unklar, wie die 
bauordnungsrechtlichen Vorgaben in der Praxis implementiert werden. Dies betrifft nicht nur 
den Anteil barrierefreier Wohnungen, sondern auch andere Aspekte wie etwa nutzbare 
Abstellräume für Rollstühle, Rollatoren, Kinderwagen und Fahrräder. Gerade bei 
Sonderbauten und ab einem bestimmten Bauvolumen kann eine verbindliche Einhaltung nur 
von Sachverständigen, welche die Einhaltung der Standards bei der Planung, Ausführung 
und Bauabnahme persönlich verantworten, gewährleistet werden. Die Landesbeauftragte 
kann daher nur erneut die vom Landesbeirat seit den Verstößen gegen die Barrierefreiheit 
beim Bau der Grimm-Bibliothek bereits 2009 und von ihrem Vorgänger im Zuge der 
Novellierung der Bauordnung 2016 erhobene Forderung der Einführung von 
Sachverständigen für Barrierefreiheit über das Bauordnungsrecht bekräftigen und die 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen auffordern, den verbindlichen 
Senatsbeschluss umzusetzen. Dazu wäre das Berufsbild zunächst von der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen zu beschreiben und zu qualifizieren. 
Dies steht dem von der Verwaltung vertretenen Ziel der Verbesserung der 
Bewusstseinsbildung in Lehr- und Forschungseinrichtungen nicht entgegen, vielmehr kann 
davon ausgegangen werden, dass es der Beachtung von Barrierefreiheit in der Ausbildung 
Auftrieb gibt.  
 
Den Sachverständigen kommt insofern auch eine wichtige Rolle zu, als die personelle 
Ausstattung der Bauaufsicht in den Bezirken schlecht ist (vgl.: Die wachsende Stadt als 
Herausforderung für das Recht. Weigelt 2016, S. 169; Abgeordnetenhaus Berlin Drs. 
18/17 563 exemplarisch für den Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg). Seit Anfang Januar 2017 
gilt durch die Neufassung der BauO Bln nach § 85 Abs. 1 Nr. 5 der Verstoß gegen die 
Vorschriften über die barrierefreie bauliche Gestaltung in § 39 Abs. 4 und 5, § 49 Abs. 1 Satz 
1 und § 50 als Ordnungswidrigkeit. Dies kann mit einer Geldbuße von bis zu 500.000 Euro 
belegt werden. Zuständige Verwaltungsbehörden sind die Bezirksämter. Auch wenn damit 
kein Klagerecht besteht, so ist zumindest die Möglichkeit der ordnungsrechtlichen 
Sanktionierung von Verstößen gegen bauordnungsrechtliche Vorgaben zur Barrierefreiheit 
gegeben. Inwiefern diese Sanktionsmöglichkeit bereits in Anspruch genommen wurde, ist 
der Landesbeauftragten nicht bekannt. Es ist aber davon auszugehen, dass die 
Durchsetzung an der personellen Ausstattung der bezirklichen Bauämter scheitern kann. In 
einigen Ämtern sind proaktive Aufgaben wie etwa die Durchführung von 
Ordnungswidrigkeitsverfahren oder Überwachung gegebenenfalls gar nicht möglich 
(Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 18/17 563, S. 3-4 exemplarisch für den Bezirk 
Friedrichshain-Kreuzberg). Dementsprechend gilt nach wie vor die 2016 vom damaligen 
Landesbeauftragten getätigte Einschätzung: 
 
„Gerade die fehlende Kontrolle durch die personell ausgedünnten Bauaufsichten und die mit 
der Deregulierung der Bauordnung einhergehende Verschiebung der Verantwortung für die 
Einhaltung der Bauordnung auf die Bauträger geht im Ergebnis häufig zu Lasten von 
Menschen, die auf die Einhaltung bauordnungsrechtlicher Vorgaben angewiesen sind. Die 
normative Kraft des Faktischen, nämlich die Nichtbeachtung einer geltenden Norm, wird, 
anders als in anderen Rechtskreisen, hier im wahrsten Sinne des Wortes in Beton gegossen 
und lässt sich deshalb nur in Ausnahmefällen, wie z. B. bei der Grimm-Bibliothek der 
Humboldt-Universität mit einem Aufwand von ca. 1,2 Millionen Euro korrigieren.“ (vgl.: 
Verstößebericht, Landesbeauftragter für Menschen mit Behinderung 2016, S. 8) 
 
Auch der Klageweg ist mit unzureichenden Befugnissen und Durchsetzungshindernissen 
verbunden. Der Landesbeirat für Menschen mit Behinderung hat nach § 15 LGBG die 



15 
 

Möglichkeit, über das Verbandsklagerecht gegen bauordnungsrechtliche Verstöße bei 
Abweichungen nach § 50 Abs. 5 BauO Bln vorzugehen. Allerdings handelt es sich hierbei 
nur um eine Feststellungsklage. Eine Aufforderung zur Beseitigung der Mängel ist damit 
nicht verbunden. Unter bestimmten Voraussetzungen können Abweichungen vom 
barrierefreien Bauen zugelassen werden, und zwar wenn schwierige Geländeverhältnisse 
vorhanden sind, ein sonst nicht erforderlicher Aufzug eingebaut werden müsste oder eine 
ungünstige Bebauung vorhanden ist. Sofern eines dieser Kriterien vorhanden ist und 
Barrierefreiheit nur mit unverhältnismäßigem Mehraufwand erreicht werden kann, darf eine 
Abweichung erteilt werden. Wenn ein im Landesbeirat für Menschen mit Behinderung mit 
einem stimmberechtigten Mitglied vertretener Verband geltend macht, dass die öffentliche 
Verwaltung in rechtswidriger Weise die Abweichung von den Vorschriften der Bauordnung 
zulässt, kann er nach Vorgaben der Verwaltungsgerichtsordnung Widerspruch einlegen oder 
Klage erheben.  
 
2017 wurden in den Bezirken jeweils zwischen null und 74 Abweichungsbescheide erteilt, 
wobei sich die Angaben aus dem Bezirk Mitte auf die Zahl der an die Vereine und Verbände 
des Landesbeirats versandten Formulare beziehen (vgl.: Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 
18/13 739). Die stimmberechtigten Mitglieder des Landesbeirats erhalten diese 
Abweichungsbescheide. Sie nutzen das Widerspruch- und Klagerecht nur im seltensten Fall, 
zwischen 2016 und 2018 geschah dies gar nicht. Ob sich daraus wirklich schließen lässt – 
wie die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen dies tut –, dass die Bezirke 
angemessen mit dem Instrument umgehen oder aber das Problem auch darin begründet ist, 
dass die Mitglieder des Landesbeirats eine solche Prüfung im Rahmen ihrer personellen und 
zeitlichen Ressourcen nicht adäquat leisten können, wird unterschiedlich eingeschätzt. Das 
Widerspruchs- und Klagerecht des Landesbeirats zu Abweichungen nach § 50 BauO Bln 
kann allenfalls ergänzend zu anderen Instrumenten der Durchsetzung des 
Bauordnungsrechts wirken. Zudem ist zu überlegen, wie die Verbände in der Wahrnehmung 
dieses Rechts strukturell gestärkt werden können.   
 

2.4.3 Mangelnde Steuerung durch Förderprogramme 
 
Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen setzt zur Erhöhung der Zahl an 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen auf die Wohnungsbauförderung 
und verweist in Zusammenhang mit dem Beschluss des Rats der Bürgermeister Nr. R-
434/2018 auf die im Zuge der Wohnungsbauförderungsbestimmungen 2018 vorgesehenen 
Ausnahmen für barrierefreie und uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbare Wohnungen. 
Demzufolge sind Abweichungen bei den geförderten Wohnflächen um maximal vier 
Quadratmeter nach oben möglich. Insgesamt wurden hierüber 2018 3.500 Wohnungen 
gefördert, davon soll mindestens ein Viertel an Inhabende von Wohnberechtigungsscheinen 
mit besonderem Bedarf vermittelt werden. Auch wenn dies grundsätzlich begrüßenswert ist, 
so entstehen über die WFB nur rollstuhlgerechte Wohnungen, wenn dies von den Bauherren 
eigeninitiativ beantragt wird.  
 
Legt man die auf Basis der in Kapitel 2.3 vorgenommenen Überlegungen zum Bedarf und 
dem existierenden Defizit an uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen 
zugrunde, wird deutlich, dass die in diesem Bericht bereits genannten Zahl von 59 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen, die zwischen 2016 und 2018 
gebaut wurden, nicht ausreichend sind. 
 
Sollte die Wohnungsbauförderung im Neubau gezielt zur Erhöhung der Zahl der 
rollstuhlgerechten Wohnungen eingesetzt werden, so ist also ein Verfahren, welches eine 
freiwillige Beantragung erfordert, nicht ausreichend. Vielmehr bedarf es der Einführung einer 
Pflichtquote im Rahmen der Wohnungsbauförderung. Darüber hinaus denkbar wäre ein 
gezieltes Anreizsystem oder eine eigene Förderrichtlinie für rollstuhlgerechte Wohnungen, 
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um die Zahl gezielt und schnell zu erhöhen. Letztlich spricht aber die fehlende Wirksamkeit 
der Förderinstrumente dafür, eine bauordnungsrechtliche Lösung zu implementieren.  
 
Während im Neubau eine bauordnungsrechtliche Lösung sinnvoll wäre, gilt es gleichzeitig 
aber auch, die Barrieren im Bestand abzubauen. Nur etwa ein Prozent der Berliner 
Bevölkerung lebt überhaupt in Neubauwohnungen. Für den Abbau von Barrieren im Bestand 
fehlen bislang landeseigene Förderinstrumente, hier können Menschen mit Behinderung nur 
auf sozialrechtliche Unterstützung über die Pflegekasse oder Eingliederungshilfe oder die 
bundesweit verfügbaren Förder- bzw. Investitionsprogramme der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) zurückgreifen. Letzteres gilt allerdings wiederum nur für Eigentümer 
und die verfügbaren Mittel waren in den zurückliegenden Jahren bereits vor Jahresende 
aufgebraucht. Die Investitionsbank Berlin gewährt hier im Rahmen der Förderprogramme 
„Altersgerecht Wohnen“ und „Wohnraum Modernisieren“ zusätzlich Zinssubventionen. In 
Mietwohnungen besteht zudem das Problem, dass Umbaumaßnahmen auf die Mietenden 
umgelegt werden und hergestellte „Barrierearmut“ insgesamt als wohnwertsteigernd 
eingestuft wird. Gerade in Milieuschutzgebieten können ohne entsprechende Fördermittel 
Zielkonflikte zwischen der Herstellung von Barrierefreiheit und dem Mieterschutz entstehen, 
wenn die Kosten, etwa für den Einbau eines Aufzugs, direkt auf die Mietenden umgelegt 
werden. Deshalb sind insbesondere in diesen Gebieten Lösungen notwendig, mit welchen 
die nachträgliche Herstellung von Barrierefreiheit ermöglicht wird, ohne die Mietenden zu 
belasten. Dies könnte etwa durch spezielle Zuschussprogramme zum Einbau von Aufzügen 
geschehen. 
 
Für Mietende stellen die im Bürgerlichen Gesetzbuch in § 554 a gemachten Vorgaben zur 
Barrierefreiheit ein Problem dar: So kann der Vermieter einen Umbau trotz berechtigten 
Interesses der Mietenden verweigern, wenn „sein Interesse an der unveränderten Erhaltung 
der Mietsache oder des Gebäudes das Interesse des Mieters an einer behindertengerechten 
Nutzung der Mietsache überwiegt. Dabei sind auch die berechtigten Interessen anderer 
Mieter in dem Gebäude zu berücksichtigen“. Die Zustimmung zum Umbau kann weiterhin 
davon abhängig gemacht werden, dass die Mietenden den ursprünglichen Zustand 
wiederherstellen, also zum Rückbau verpflichtet wird. Nach Erfahrung der bezirklichen 
Beauftragten für Menschen mit Behinderung gibt es immer wieder entsprechende Probleme 
und Streitigkeiten. Zwar kann das Land Berlin die bundesrechtliche Regelung nicht im 
Alleingang ändern, jedoch sind in den letzten Jahren durch die Landesbeauftragte auch 
keine Bundesratsinitiativen von Landesseite zu einer Überarbeitung dieser Norm beobachtet 
worden.  

2.4.4 Hohe Wohnkosten auch für Menschen mit Behinderung 
 
Neben der zu geringen Zahl an Wohnungen ist die Frage der Bezahlbarkeit von Wohnraum 
das zweite übergeordnete Problem. Auch hier sind Menschen mit Behinderung besonders 
benachteiligt, da einerseits ein erhöhter Flächenbedarf mit Mehrkosten verbunden ist und sie 
andererseits häufig von Grundsicherung leben und ein hohes Armutsrisiko haben, welches 
sie in der Konkurrenzsituation am Wohnungsmarkt benachteiligt. Dabei ist hervorzuheben, 
dass es mit den aus dem Bündnis für soziale Wohnungspolitik und bezahlbare Mieten 
hervorgegangenen Aktivitäten, der Ausübung des Vorkaufsrechts, der Erhöhung des 
Bestands landeseigener Unternehmen, der Definition sozialer Erhaltungsgebiete und der auf 
Bundesrecht basierenden Mietpreisbremse vielfältige Aktivitäten und Bemühungen der 
Berliner Politik gegeben hat, einen weiteren Anstieg der Mietpreise zu bremsen. Auch wenn 
alle diesbezüglichen Aktivitäten nur zu begrüßen sind und mit dem Mietspiegel 2019 der 
geringste jährliche Preisanstieg der letzten Dekade festgestellt werden konnte, so ist eine 
Trendumkehr laut der Senatorin für Stadtentwicklung und Wohnen noch nicht erreicht (vgl.: 
Berliner Mietspiegel, Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen 2019, S. 2).  
 
Positiv zu werten ist die zuletzt 2017 und 2018 erfolgte Anpassung der 
Ausführungsvorschriften zur Gewährung von Leistungen gemäß § 22 des SGB II und §§ 35 
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und 36 des SGB XII (AV Wohnen). Dem Grundsatz nach gilt, dass Leistungsberechtigte 
nach dem SGB XII, also alte oder erwerbsgeminderte Menschen sowie Menschen mit 
Behinderung möglichst in ihrer Wohnung und angestammten Wohnumgebung verleiben 
sollen. Behinderung, Erkrankung und Pflegebedürftigkeit gelten als Härtefallkriterien, so dass 
die Richtwerte für die Bruttokaltmiete um zehn Prozent überschritten werden dürfen. Zudem 
gibt es Regelungen zum Bestandsschutz und einen Mietkostenzuschuss im sozialen 
Wohnungsbau. Während es in der Vergangenheit häufig Fälle verweigerter Übernahme der 
Kosten der Unterkunft gab, hat sich die Lage im Berichtszeitraum deutlich verbessert.  
 
Schwieriger ist es für Menschen mit Behinderung, welche ihre Mietkosten selbst tragen 
müssen. Die Monitoring-Stelle UN-BRK verweist in einem 2016 verfassen Bericht zu Artikel 
19 UN-BRK auf eine Analyse der 100.000 im Jahre 2015 über das Internetportal 
Immobilienscout 24 angebotenen Wohnungen. Von diesen wurden circa acht Prozent als 
stufenlos (nicht barrierefrei im Sinne des Bauordnungsrechts) gekennzeichnet; allerdings 
waren sie im Durchschnitt 22 Prozent teurer als andere Wohnungen, insbesondere innerhalb 
des S-Bahn-Rings (vgl.: Wohnen und Leben in der Gemeinschaft. Deutsches Institut für 
Menschenrechte 2017, S. 28). Dafür ist vermutlich nicht nur der größere Flächenbedarf 
verantwortlich, sondern auch die Art der Wohnungsgestaltung. So gilt im Mietspiegel eine 
„barrierearme“4 Wohnungsgestaltung als wohnwerterhöhendes Merkmal der Merkmalgruppe 
3 (Wohnung) und rechtfertigt eine Erhöhung der Miete um bis zu 20 Prozent.  
 

2.4.5 Wohnungsvermittlung und –vermietung 
 
Das bereits 2012 abgeschlossene, 2014 ergänzte und 2016 im Berliner 
Wohnraumversorgungsgesetz aufgegangene Bündnis für soziale Wohnungspolitik und 
bezahlbare Mieten umfasste zahlreiche Vereinbarungen zur sozialverträglichen Gestaltung 
der Mieten mit den sechs städtischen Wohnungsunternehmen. Auf Grundlage des 
Wohnraumversorgungsgesetzes wurde 2017 zudem eine Kooperationsvereinbarung 
„Leistbare Mieten, Wohnungsneubau und soziale Wohnraumversorgung“ zwischen der 
Wohnraumversorgung Berlin, den städtischen Wohnungsbaugesellschaften und den 
Senatsverwaltungen für Finanzen und Stadtentwicklung und Wohnen abgeschlossen. Die 
Kooperationsvereinbarung enthält neben Regelungen zum Wohnungsneubau und einer 
sozial ausgerichteten Bestandspolitik, ökologischem Bauen und Partizipation auch 
Vereinbarungen zur sozialverträglichen Gestaltung der Mieten. Darunter fällt etwa die 
Vermietung von 60 Prozent der wiedervermieteten Wohnungen an Inhabende von 
Wohnberechtigungsscheinen (WBS); elf Prozent aller Wiedervermietungen müssen an 
besondere Bedarfsgruppen wie etwa betreute Wohnformen erfolgen; die Begrenzung von 
Mieterhöhungen auf zwei Prozent pro Jahr; die Absenkungen von Nettokaltmieten in 
Härtefällen auf 30 Prozent des Haushaltsnettoeinkommens; die Begrenzung der 
Modernisierungsumlage auf sechs Prozent der aufgewandten Modernisierungskosten sowie 
die Verbesserung des Mieterschutzes vor außerordentlichen fristlosen Kündigungen und die 
Vermeidung von Räumungen und Wohnungsverlust. Der 2017 hierzu vorgelegte 
Evaluationsbericht bestätigt die Einhaltung dieser Vorgaben weitestgehend, so wurden 2017 
etwa 61,1 Prozent der Wohnungen an WBS-berechtigte Haushalte vermietet und 18 Prozent 
an besondere Bedarfsgruppen. Wie sich deren Verteilung zueinander allerdings gestaltete, 
wird nicht berücksichtigt. Gegenüber 2016 konnte eine Steigerung erzielt werden. Der 
ebenfalls mögliche Wohnungstausch lief 2017 nur schleppend, insgesamt 91 entsprechende 
Umzüge fanden statt. Inwiefern Menschen mit Behinderung im Einzelnen von den Vorgaben 
profitieren, kann anhand der vorliegenden Berichte nicht erschlossen werden. Sie gelten 
beim Vorliegen unzureichender Wohnverhältnisse und Schwerbehinderung als besondere 
Bedarfsgruppe.  
 

                                                
4 Barrierearm ist definiert als Schwellenfreiheit in der Wohnung, schwellenarmer Übergang zu Balkon/ Terrasse, 
ausreichende Bewegungsfreiheit in der Wohnung und/oder barrierearme Badgestaltung. 
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Die 2018 gestartete Online-Börse zum Wohnungstausch der landeseigenen Unternehmen 
(www.inberlinwohnen.de) ermöglicht es, nach barrierefreien Wohnungen zu suchen. Das 
Kriterium „uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbar“ lässt sich nicht angeben. Derzeit 
ebenfalls abzuwarten bleibt, inwiefern das von der Wohnraumversorgung Berlin zu 
entwickelnde Monitoring der Vermietungsvorgabe die Aspekte der Barrierefreiheit und 
Rollstuhlgerechtigkeit berücksichtigt und die Vermietungsvorgaben hierzu gegebenenfalls 
angepasst werden.  
 
Da von einem Mangel an barrierefreien und uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren 
Wohnungen ausgegangen werden muss, ist es besonders von Bedeutung, dass die 
vorhandenen Wohnungen bedarfsgerecht vermietet und vergeben werden. Die Verwaltung 
verweist immer wieder auf die Rolle geförderter Leistungsträger, etwa von 
Pflegestützpunkten oder Mobidat zur inklusiven Vermarktung von barrierefreiem Wohnraum. 
Zur Wohnungsvermittlung insbesondere rollstuhlgerechter Wohnungen trugen in der 
Vergangenheit das mittlerweile abgeschaltete Portal „rb-wohnungen.de“ des Landesamts für 
Gesundheit und Soziales und das Angebot von Mobidat bei. In den letzten Jahren konnten 
sie diese Funktion allerdings nicht mehr erfüllen, da sie selten oder gar nicht gepflegt und 
aktualisiert wurden und nicht mit entsprechenden personellen Ressourcen hinterlegt waren. 
Am 25.02.2019 etwa umfasste die Datenbank bei Mobidat ganze vier Wohnungen, von 
denen drei bereits seit mehr als einem halben Jahr eingestellt waren. Dementsprechend 
stellen sowohl die bezirklichen Beauftragten für Menschen mit Behinderung als auch die 
Landesbeauftragte immer mehr Anfragen von Suchenden fest. Ein zeitgemäßes 
Vermittlungsportal, das auch Angebote privater Vermietender berücksichtigt, ist bislang nicht 
entwickelt worden. Nach Aussage der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen 
sind keine weiteren „Register“ geplant (vgl.: Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 18/16 509, Frage 
4). 
 
Bei der gängigen gewerblichen Immobilienbörse Immobilienscout 24 kann nicht direkt nach 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbarem oder barrierefreiem Wohnraum gefiltert 
werden. Sie ermöglicht es nur, Wohnungen als stufenlos oder als Seniorenwohnangebot zu 
kennzeichnen. Dahingegen stellt Immonet die Suchfilter „barrierefrei“ sowie „rollstuhlgerecht“ 
zur Verfügung. Dies beruht allerdings auf Selbstauskunft. Eine Stichtagsuche am 25.02.2019 
ergab beispielweise 41 als rollstuhlgerecht und 103 als barrierefrei markierte Angebote, 
welche allerdings teilweise außerhalb Berlins gelegen waren, Quadratmeterpreise bis zu 29 
Euro umfassten und von denen kein einziges Angebot für WBS-Inhabende geeignet war. 
Insgesamt wird deutlich, dass es damit kein ausreichend funktionales, zeitgemäßes 
Vermittlungsinstrument für barrierefreien und rollstuhlgerechten Wohnraum gibt.  
 
Der Landesbeirat forderte „angesichts der Tatsache, dass weder eine Übersicht über den 
vorhandenen barrierearmen / barrierefreien Wohnraum existiert, noch 
Unterstützungsangebote für die Betroffenen bei der Wohnungssuche existieren“ bereits 2014 
„vom Senat einen Bericht zur Erfassung von barrierearmen / barrierefreien Wohnungen in 
Auftrag zu geben, ein entsprechendes Kataster zu entwickeln und damit zugleich die 
bestimmungsgemäße Vermietung zu überwachen. Neben der Unterstützung der 
Wohnungssuchenden sollte dies auch ein möglichst wohnungsnahes Ersatzangebot für 
Angehörige verstorbener Menschen mit Mobilitätseinschränkungen in Zusammenarbeit mit 
den 6 städtischen Wohnungsbaugesellschaften umfassen“. Diese Forderung ist nach wie vor 
aktuell, in den letzten Jahren wurden weder die Vermittlungsangebote verbessert noch 
Instrumente zur Überwachung der bestimmungsgemäßen Vermietung barrierefreier / 
rollstuhlgerechter Wohnungen entwickelt. Die bezirklichen Beauftragten berichten sogar 
davon, dass sie immer wieder in Anträge zur Aufhebung der Zweckbindung „rollstuhlgerecht“ 
eingebunden sind, da Vermietende nachweisen können, keine passenden Mietenden 
gefunden zu haben. Aufgrund der Anfragen von Bürgerinnen und Bürgern bei den 
Beauftragten und den näherungsweise und mittelbaren Zahlen zum Bedarf scheint es aber 
eher ein Problem der Information und Vermittlung als der mangelnden Nachfrage zu sein. 
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Ein öffentlich gesteuertes Vermittlungsverfahren für Wohnungen gibt es mit dem vom 
Landesamt für Gesundheit und Soziales zentral koordinierten und über einen 
Kooperationsvertrag zwischen dem Land Berlin und einigen Wohnungsunternehmen 
gestalteten geschützten Marktsegment. Die Vermittlung läuft über die Bezirksämter. Für 
unmittelbar von Wohnungsnot bedrohte Personen, im Rahmen der Sozialen Wohnhilfe 
untergebrachten Menschen und Personen, die sich nicht selbstständig mit Wohnraum 
versorgen können, kann hier ein Antrag auf Aufnahme in das Angebot und Vermittlung 
gestellt werden. 2016 wurden 1.304, 2017 1.178 Wohnungsangebote vermittelt, die 
Erfüllungsquote betrug damit 97 respektive 89 Prozent. Die Miethöhen müssen der AV 
Wohnen entsprechen. Für barrierefreie bzw. uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbare 
Wohnungen gibt es bislang keine speziellen Zielvorgaben der Vermittlung.  
 
Neben den bisher geschilderten Problemen, welche sich im Sinne strukturell diskriminierend 
auf Menschen mit Behinderung auswirken, existiert bei der Wohnungsvermietung auch das 
Problem direkter Diskriminierung. Dies betrifft auch Menschen mit Behinderung, 
insbesondere Menschen mit psychischer Beeinträchtigung: Der Senat selbst stellt fest, dass 
für sie Problematiken wie Verschuldung, Sucht und Abhängigkeit von Transferleistungen 
häufig die Anmietung von eigenem Wohnraum verhindern oder begünstigten den Verlust der 
Wohnung begünstigen (Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 18/17 224). Eine Auswertung der 
Beratungstätigkeit der vom Land Berlin geförderten Fachstelle gegen Diskriminierung am 
Wohnungsmarkt gibt an, eine Behinderung läge in fünf Prozent der Beratungsanlässe von 
Januar bis November 2018 vor. Von den erfassten Diskriminierungen bei der 
Wohnungssuche beziehen sich zwei Prozent auf das Merkmal Behinderung, bei der 
Diskriminierung im nachbarschaftlichen Miteinander sogar elf Prozent (vgl.: Fair mieten - Fair 
wohnen 2018). Hier versucht der Senat über eine Kooperation zwischen der Fachstelle "Fair 
mieten - Fair wohnen. Berliner Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt" 
und der Antidiskriminierungsberatung Alter oder Behinderung gegenzusteuern.  
 
Ein häufig zu Konflikten führendes, miet- und brandschutzrechtliches Problem stellt das 
Abstellen von Hilfsmitteln wie Rollatoren oder Rollstühlen auf Gemeinschaftsflächen dar. 
Zwar ist mittlerweile in § 48 Abs. 2 Nr. 1 der BauO Bln vorgesehen, dass barrierefrei 
erreichbare und nutzbare Abstellräume für Rollstühle, Rollatoren, Kinderwagen und 
Fahrräder in ausreichender Größe errichtet werden sollen, im Bestand fehlen aber häufig 
entsprechende Flächen. Hiervon berichten vor allem die bezirklichen Beauftragten für 
Menschen mit Behinderung. Sofern ein Abstellen im Treppenhaus aus Platz- oder 
Brandschutzgründen nicht möglich ist, werden von den Vermietenden häufig keine 
alternativen Abstellmöglichkeiten in ausreichender Qualität angeboten. So wird von zu 
kleinen sogenannten Rollstuhlboxen ebenso berichtet wie davon, dass diese zu weit von der 
Wohnanlage entfernt oder durch die mobilitätsbeeinträchtigten Personen schlecht erreichbar 
sind. Von Seiten der Wohnungsunternehmen wird teilweise mit dem fehlenden Platz für 
Abstellflächen durch nachverdichtende Bebauung argumentiert. Eine Lösungsmöglichkeit r 
wäre – zumindest mit den landeseigenen Wohnungsunternehmen – Zielvereinbarungen zur 
Errichtung alternativer barrierefrei erreichbarer und nutzbarer Abstellmöglichkeiten ebenso 
wie die Umwidmung von Flächen im öffentlichen Raum, etwa Parkplätzen. Für letzteres läge 
die Zuständigkeit dann bei der Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz.  
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3 Schlussbemerkungen 
 
Auch wenn es durch den Senat durchaus Bemühungen gibt, die Situation auf dem 
Wohnungsmarkt zu entspannen und er in den letzten Jahren unter anderem durch die 
wiederaufgelegte Förderung des sozialen Wohnungsmarkt, die Stärkung des Neubaus, die 
Kooperation mit den landeseigenen Wohnungsunternehmen und die Nutzung der 
Instrumente des Milieuschutzes wieder aktive Wohnungsmarktpolitik betrieben hat, so wird 
er seinem verfassungsgemäßen Auftrag der Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen 
von Menschen mit und ohne Behinderung nicht ausreichend gerecht. Vereinzelt gibt es hier 
zwar ebenfalls positive Entwicklungen, z.B. durch die Anpassung der AV Wohnen und die 
Kooperation mit der Antidiskriminierungsberatung, doch fehlt eine über die Ressorts hinweg 
abgestimmte und wirksame Wohnungspolitik für Menschen mit Behinderung.  
 
Sozialrechtliche Reformen, wie etwa die mit dem Bundesteilhabegesetz verbundene 
Orientierung hin zu personenzentrierten Hilfen, werden durch die Situation am 
Wohnungsmarkt in Teilen sogar gefährdet. Baupolitische Versäumnisse führen so zu 
Folgeproblemen in anderen Politikbereichen. Vor diesem Hintergrund fordert die 
Landesbeauftragte den Senat auf, in der verbleibenden Legislaturperiode einen Schwerpunkt 
auf die behindertenpolitisch relevanten Aspekte der Wohnungspolitik zu legen und seit 
Jahren immer wieder beschriebene Probleme anzugehen. Nur so kann das Land Berlin 
seine rechtlichen Verpflichtungen auch umsetzen.  
 
Dabei sollten aus Sicht der Landesbeauftragten die folgenden Aspekte prioritär angegangen 
werden:  
 

 Datengrundlagen verbessern 
 Bauordnungsrecht reformieren 
 Bauordnungsrecht durchsetzen 
 Förderprogramme modifizieren 
 Mietspiegel anpassen 
 Landeseigene Wohnungsunternehmen stärker verpflichten 
 Überlegungen zur passgenauen Wohnungsvermittlung 

 
Letztendlich ist ein Umdenken der Politik erforderlich, Wohnen als soziales Menschenrecht 
zu verstehen und die Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum nicht dem Markt zu 
überlassen. Nur so kann der Senat seine in der Verfassung verankerte Pflicht zur 
Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen von Menschen mit und ohne Behinderung 
wirksam umsetzen.  
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4 Stellungnahmen 
 

4.1 Der Regierende Bürgermeister von Berlin 
 

- Schreiben des Chefs der Senatskanzlei Christian Gaebler vom 16.08.2019 
 
Zu dem 12. Verstößebericht meldet der Chef der Senatskanzlei für den Geschäftsbereich 
des Regierenden Bürgermeisters sowie Senatskanzlei Wissenschaft und Forschung 
Fehlanzeige, möchte aber gleichwohl im Hinblick auf förmliche Aspekte auf Folgendes 
hinweisen: 

 
Gemäß § 11 Absatz 2 des Landesgleichberechtigungsgesetzes ist der Senat verpflichtet, 
dem Abgeordnetenhaus jährlich den Bericht der LfB über Verstöße gegen die Regelungen 
zur Gleichstellung behinderter Menschen vorzulegen, dazu Stellung zu nehmen und über 
ergriffene Maßnahmen zu berichten. Dieser Pflicht kann der Senat nicht nachkommen, weil 
Sie das Prinzip der gesetzlich vorgeschriebenen Jährlichkeit bei der Berichterstattung nicht 
einhalten.  

 
Zudem bitte ich Sie zukünftig darauf zu achten, dass der Berichtszeitraum an den 
vorangegangen Berichtszeitraum anknüpft. Das ist vorliegend nicht der Fall gewesen. Ich 
rege in diesem Zusammenhang an, den nächsten Bericht (Berichtszeitraum 01.03.2019-
31.12.2019) Anfang 2020 vorzulegen und ab 2020 jeweils ein vollständiges Kalenderjahr als 
Berichtszeitraum zugrunde zu legen. 
 

4.2 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen 
 

- Schreiben der Senatorin Katrin Lompscher vom 12.08.2019 
 
Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen nimmt den 12. Verstößebericht 
2017 bis 2019 zur Kenntnis und nimmt mit folgenden Erläuterungen Stellung: 
 
Zu 2 Verstoß gegen die Regelungen zur Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderung 
Den sich aus den rechtlichen Verpflichtungen ergebenden Aufgaben zur Wahrung der 
Gleichstellung von Menschen mit Behinderung begegnet die Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Wohnen insbesondere mit Vorgaben im Bauordnungsrecht. Mit dem 
Dritten Gesetz zur Änderung der Bauordnung für Berlin (BauO Bln) 2017 konnten deutliche 
rechtliche Verbesserungen umgesetzt werden. Die Anzahl der barrierefreien Wohnungen 
wurde signifikant erhöht und eine weitere Erhöhung wird ab 1.1.2020 umzusetzen sein. 
Zudem konnte im genannten Zeitraum die Verordnung über baulichen Anforderungen an 
barrierefreies Wohnen fertiggestellt werden, die durch ihre Form als Verordnung die 
Umsetzung der Barrierefreiheit für Planende und Bauende präzisieren und vereinfachen 
wird.  
Auch der in § 50 Absatz 2 Satz 1 BauO Bln hinzugefügte Ausdruck „Besucher- und 
Benutzerverkehr“ führt zu einer rechtlichen Klarstellung. Damit ist eindeutig geregelt, dass 
bspw. Kindergärten, Schulen, Hochschulen o.ä. öffentlich zugänglich im Sinne des § 50 Abs. 
2 BauO Bln sind und barrierefrei zugänglich und nutzbar sein müssen. 
Auch die kontinuierliche Überarbeitung weiterer bestehender Rechtsvorschriften regelt 
Anforderungen einfacher und verständlicher als bisher und erhöht damit die qualitative 
Umsetzung der gestellten Anforderungen an die Barrierefreiheit. 
 
Zu 2.3 Entwicklung der Wohnsituation von Menschen mit Behinderung 
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Eine Grundvoraussetzung für eine belastbare und verlässliche Planung bzw. Sicherstellung 
eines ausreichenden barrierefreien Wohnraumbestands ist nach wie vor die exakte 
Ermittlung des aktuellen Bestands und auch des Bedarfs. 
 
Hierfür steht in Berlin kein ausreichendes aktuelles Datenmaterial zur Verfügung, sodass 
wiederholt auf der Grundlage von älteren Schätzungen, Annahmen und Prognosen 
zumindest annähernde Aussagen getroffen werden. 
Nach Erfahrungen der Beauftragten für Menschen mit Behinderung in den Bezirken und der 
Landesbeauftragten sollen seit 2015 Anfragen zu Problemen im Bereich des Wohnens 
deutlich zugenommen haben. Bei etwa 400 bis 450 Anfragen pro Jahr, aus denen sich 
Arbeitsaufträge entwickelten, betrafen in den Jahren 2015 bis 2018 zwischen 27 und 50 
Anfragen das Thema Wohnen. 
 
Eine Sammlung bzw. Erfassung von angegebenen „Hilfesuchen“ von Menschen mit 
Behinderung nach entsprechendem Wohnraum bei den genannten Stellen, wäre eine 
richtungsweisende Maßnahme zur Verbesserung der Datenlage als Grundvoraussetzung für 
eine effektivere Planung. 
 
Laut Statistik des Landesamtes für Gesundheit und Soziales Berlin gab es im September 
2018 in Berlin 415.169 schwerbehinderte Menschen.  
24.733 Personen hatten einen Schwerbehindertenausweis mit dem Markenzeichen 
außergewöhnlicher Gehbehinderung (aG). Diese Gruppe könnte als Näherungswert für die 
Anzahl der Rollstuhlnutzerinnen und Rollstuhlnutzer in Berlin herangezogen werden. 
 
Die Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderung orientiert sich zur Beurteilung des 
aktuellen Bestands und Bedarfs an barrierefreien Wohnungen aufgrund fehlenden 
aussagekräftigem Datenmaterials ersatzweise an Schätzungen zu Grunde liegenden 
Angaben des Kuratoriums Deutsche Altershilfe-KDA („Datenbasis 2011“), aber auch 
statistischen Erhebungen (Schwerbehindertenstatistik, Schwerbehindertenausweise).  
 
Der „Wohnatlas“ des Kuratoriums Deutsche Altershilfe-KDA stellt die Rahmenbedingungen 
der Bundesländer beim Wohnen im Alter dar. 
Ziel des Projektes war nicht eine umfassende vergleichende Bewertung der 
Länderrahmenbedingungen zum „Wohnen im Alter“ und nicht speziell zum Wohnen von 
Menschen mit Behinderung. Die dokumentierten Ergebnisse bilden kein Ranking über die 
altersgerechten Wohnstrukturen und Rahmenbedingungen in den Bundesländern ab. Ein 
solches Ranking wäre zum einen aufgrund der „rudimentären Datenlage“ kaum möglich. 
„Vor allem auch, weil es an wirkungsorientierten Analysen fehlt, die eine Einschätzung 
ermöglichen, welche Maßnahmen wirklich zur Verbesserung der Wohn- und Lebenssituation 
von älteren Menschen beitragen“. 
 
Mit der gesetzten Mindestanforderung: „Nicht mehr als drei Stufen zum Haus oder zum 
Wohnungseingang“ ist eine Wohnnutzung durch Menschen mit Behinderung, die auf einen 
Rollstuhl angewiesen sind, ausgeschlossen.  
 
Deshalb beschränken sich die Angaben im „Wohnatlas“ nur auf „weitgehend barrierefreie 
Wohneinheiten“.  
Ausgehend von geschätzten bundesweiten Quoten der Seniorenhaushalte (65 +) und 
„weitgehend barrierefreien Wohneinheiten“ wurden die angenommenen Werte rechnerisch 
auf die Bundesländer übertragen. Dabei ging man davon aus, dass in den Bundesländern 
eine ähnliche Verteilung wie in Gesamtdeutschland gegeben ist. Die Bestands- und der 
Bedarfszahlen wurden von den Ländern überwiegend geringer eingeschätzt als die 
Ergebnisse der angenommenen Modellrechnung. 
 
Das Dilemma im Rahmen der Beurteilung und Bewertung der aktuellen Situation von 
Bestand und Bedarf barrierefreier Wohnungen in Berlin wird aufgrund fehlenden belastbaren 
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Datenmaterials deutlich. Zur besseren Planung und Entwicklung entsprechender 
Argumentationshilfen ist die Erfassung des Bedarfs an barrierefreien Wohnungen eine 
Grundvoraussetzung. 
Zusätzlich wird die Thematik problematisiert durch unterschiedliche Standardisierungen 
barrierefreier bzw. rollstuhlgerechter Wohnungen und der unterschiedlichen nicht immer 
treffenden begrifflichen Termini-Verwendung.  
Zu unterscheiden sind einerseits barrierefreie Wohnungen (gemäß Bauordnung von Berlin) 
und andererseits barrierefreie und uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbare Wohnungen 
(DIN 18040-2 „R“). 
 
Aktuell befinden sich von den 1.858 im geförderten Sozialen Wohnungsbau Rb-Wohnungen 
noch 1.339 Rb-Wohnungen in der Bindung. 
Darüber hinaus existieren weitere barrierefreie bzw. rollstuhlgerechte Wohnungen in Berlin, 
die jedoch nicht vollständig erfasst sind. 
Entsprechend einer Abfrage bei den landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften zur 
Beantwortung einer Schriftlichen Anfrage sind aktuell mindestens 8.905 barrierefreie 
Wohnungen im Bestand, von denen 1.686 Wohnungen mit dem Rollstuhl nutzbar sind. 
Zusätzliche barrierefreie bzw. mit dem Rollstuhl nutzbare Wohnungen sind bei sonstigen 
Eigentümern vorhanden bzw. wurden in letzter Zeit neu gebaut. 
 
Angaben zur Barrierefreiheit von Wohnungen werden mit den zeitnah vorliegenden 
Ergebnissen der Auswertung der Befragungen 2018 gemäß dem Mikrozensusgesetz 
bestimmt werden können. 
 
Zu 2.4 Die Wohnungspolitik des Senats 
Zu 2.4.1 Unzureichende Schaffung von Planungsgrundlagen 
Es gibt neben der BauO Bln weitere Instrumente, die zur Optimierung der 
Wohnraumversorgung beitragen können. Diese werden auch herangezogen, bspw. die 
Wohnungsbauförderung. 
Wie im Bericht dargestellt, lässt sich der quantitative Bedarf an barrierefreien Wohnungen 
und für uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbare Wohnungen gemäß DIN 18040-2 mit 
Kennzeichnung „R“ (R-Wohnungen) nur schwer erfassen. Versuche der Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung und Wohnen über Anzahl der Schwerbehindertenausweise, Auskunft 
der Krankenkassen, Berechtigte für den Sonderfahrdienst o.ä. einen annähernden Bedarf an 
R-Wohnungen zu bestimmen mussten leider verworfen werden, da das Ergebnis zu 
ungenau ist. Wie viele Menschen tatsächlich auf den Standard der R-Wohnungen 
angewiesen wären, konnte nicht beziffert werden, da die Bedürfnisse letztlich sehr 
verschieden sind und ein Vorhalten von R-Wohnungen zu unverhältnismäßigem Aufwand 
führt. Hier kann nur nahe am konkreten Bedarf gebaut werden. Wie viele Personen in 
Heimen oder Eigenheimen leben, ist ebenfalls unbekannt. 
 
 
Zu 2.4.2 Regelungslücken im Bauordnungsrecht 
Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen sieht keine Regelungslücken im 
Bauordnungsrecht. Ab 1.1.2020 müssen gemäß § 50 Abs. 1 BauO Bln in Gebäuden mit 
mehr als zwei Wohnungen die Wohnungen eines Geschosses und bei Gebäuden mit nach § 
39 Abs. 4 S. 1 BauO Bln erforderlichen Aufzügen die Hälfte der Wohnungen barrierefrei 
nutzbar sein. Dies ist bereits eine deutliche Anhebung zur bisherigen Regelung und der 
Regelung bis 2017. Die Rahmenbedingungen für 100% barrierefreien Wohnungsbau sind 
kaum gegeben, insbesondere bei Ausbauten von Dachgeschossen und 
Lückenschließungen.  
Mit der Bauordnung vom 29.09.2005 hatte sich der Gesetzgeber entschieden, sich von der 
Baugenehmigung als öffentliche rechtliche Unbedenklichkeitsbescheinigung zu 
verabschieden und die bauaufsichtlichen Prüfprogramme zu reduzieren. Ziel war und ist, die 
Eigenverantwortung der am Bau Beteiligten zu stärken. Nur dort, wo es um 
Gefahrenvermeidung geht, wie im Brandschutz und bei der Standsicherheit, wird 
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Bauordnungsrecht noch weitgehend geprüft. Auch bei sog. Sonderbauten findet eine 
bauordnungsrechtliche Prüfung, das heißt auch der Barrierefreiheit nach BauOBln., statt. Bei 
Regelbauten, wie z.B. Wohnungs- und Bürobauten bis zur Hochausgrenze sind keine 
wesentlichen Verstöße gegen die Vorschriften des barrierefreien Bauens, die die 
Gebäudestruktur betreffen, zu Tage getreten. Auch die Eröffnung des mehrmals von Ihnen 
erwähnten Jacob-und-Wilhelm-Grimm-Zentrums liegt nun bereits zehn Jahre zurück und 
wurde im Verstößebericht von 2009 bis 2011 behandelt, die Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Wohnen sieht keinen Grund, warum weiterhin darauf verwiesen wird, 
da sich die Umstände und insbesondere die planungs- und bauordnungsrechtlichen 
Grundlagen in den letzte zehn Jahren geändert haben und ein großer Teil der im 9. 
Verstößebericht genannten Mängel des Jacob-und-Wilhelm-Grimm-Zentrums nicht unter das 
Bauordnungsrecht fielen (bspw. PC Arbeitsplätze, Verortung von barrierefreien WCs und 
fehlendes Blindenleitsystem). 
 
Zu 2.4.2.1 Fehlende Vorgaben zur Rollstuhlgerechtigkeit 
Der im Bericht wiederholt vorgeschlagene Absatz zu einer Regelung zur Schaffung von R-
Wohnungen zur Ergänzung der Bauordnung für Berlin, wird seitens der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Wohnen abgelehnt. Verweise auf andere Bundesländer werden 
generell kritisch gesehen, da der Wohnungsmarkt in Berlin bspw. nicht mit dem 
Wohnungsmarkt in Rheinland-Pfalz – wo die vorgeschlagene Regelung angewendet wird – 
vergleichbar ist. Das Preisniveau für alle Wohnungen, sowohl als Miet- als auch 
Kaufwohnungen, ist in Berlin in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen und verlangt von 
der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen eine Konzentration auf 
preisgünstigen und effizienten Wohnungsbau und damit Sicherung der 
Wohnungsversorgung. Dies kann auf dem Berliner Markt im Moment nicht durch eine ohne 
konkreten Bedarf unterlegte Schaffung von R-Wohnungen geschehen. R-Wohnungen 
können angesichts des angespannten Wohnungsmarktes nicht vorgehalten werden und 
widersprechen dem Grundsatz der Bauordnung, die nur Mindestanforderungen formuliert. 
Zudem ist fraglich ob damit der gewünschte Effekt, eine Versorgung der Rollstuhlnutzenden 
mit entsprechendem Wohnraum, erzielt wird. Es bleibt fraglich, ob diese teuren und auf dem 
Markt frei verfügbaren Wohnungen überhaupt an Rollstuhlnutzende, die überproportional von 
Armut betroffen sind5, vermietet werden können. Der Vorschlag erscheint angesichts der 
allgemeinen Verhältnisse auf dem Wohnungsmarkt kaum angemessen oder vertretbar. 
 
Zu 2.4.2.2 Unzureichende Durchsetzungsinstrumente 
Auch dieser Punkt wurde bereits im 10. Verstößebericht erläutert. Eine Erarbeitung von 
Anforderungen an Sachverständige für Barrierefreies Bauen wurde vorgenommen. Nach 
Rücksprachen mit der Architektenkammer Berlin entstand Übereinstimmung und die 
damalige Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt entschloss sich gegen den 
zwingenden Einsatz von Sachverständigen im Planungsprozess. Es ist ein Unterschied, ob 
Sachverständige implementiert werden und dadurch das Wissen über Barrierefreiheit nur 
noch einzelnen Spezialisten überlassen wird oder weiterhin auf eine verbesserte Lehre, 
Forschung und Weiterbildung zum „Design for all“ für alle Planenden und Bauenden 
hingewirkt wird. Nur so kann sichergestellt werden, dass bereits von der Bedarfsermittlung 
und in den ersten Entwürfen auf Barrierefreiheit geachtet wird und diese in einer 
angemessenen Qualität und Ästhetik umgesetzt wird.  
Darauf bauen auch die vorhandenen und zu entwickelnden Instrumente der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen, wie z.B. das Konzept Barrierefrei auf. 
Die Ausführungen zum Klagerecht gemäß § 15 LGBG sind seitens der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Wohnen nicht zu beeinflussen. Da nicht immer und überall die DIN 
18040-1 umgesetzt werden kann, sind Abweichungsentscheidungen nötig, da diese aber nur 
in den strengen Grenzen des § 50 Abs. 5 BauO Bln zu fällen sind, sieht die 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen keinen Bedarf an Änderungen dieser 
Regelungen. Da das Widerspruchs- und Klagerecht in den letzten Jahren nicht genutzt 

                                                
5 Vgl. 2.4.4  
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wurde und das genannte Beispiel der Grimm-Bibliothek einige Jahre zurückliegt, spricht aus 
Sicht der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung dafür, dass auch keine grundsätzlichen 
Verstöße gegen die Barrierefreiheit zwischen 2017 und 2019 vorlagen. 
 
Zu 2.4.3 Mangelnde Steuerung durch Förderprogramme 
Eine „Fünf-Prozent-Quote im Rahmen des geförderten Wohnungsbaus ist mit den 
Wohnungsbauförderungsbestimmungen 2018 – WFB 2018 – nicht vereinbar. Im Rahmen 
der Weiterentwicklung der Wohnungsbauförderungsbestimmungen ist zusätzlich beabsichtigt 
eine Zuschusskomponente bei der Errichtung von „barrierefrei und uneingeschränkt mit dem 
Rollstuhl nutzbarer Wohnungen“ gemäß DIN 18040-2 („R“) einzuführen. 
 
In Verbindung mit den erhöhten Anforderungen der Bauordnung von Berlin zur Schaffung 
barrierefreien Wohnraums unterstützt die Wohnraumförderung eine Verbesserung der 
Angebotssituation barrierefreier Wohnungen. 
Auf der Grundlage des durchschnittlichen Anteils geförderter Wohnungen der 
Programmjahre 2015 bis 2018 in Höhe von 38% an den insgesamt mit der 
Wohnungsneubauförderung initiierten Wohnungen könnten mit den Förderungsprogrammen 
2017 bis 2025 voraussichtlich 45.729 barrierefreie Wohnungen neu geschaffen werden. 
Hinzuzurechnen sind die ohne Inanspruchnahme der Wohnungsneubauförderung bei einem 
Neubauvorhaben zu schaffenden barrierefreien Wohnungen. Auf der Grundlage der 2018 
neu gebauten Wohnungen in Berlin würden ohne Berücksichtigung eines in den letzten 
Jahren beobachteten Wachstums bis 2025 rechnerisch weitere 11.588 barrierefreie 
Wohnungen hinzukommen.  
Damit könnten insgesamt 57.317 barrierefreie Wohnungen neu geschaffen werden. 
 
Für den Abbau von Barrieren im Bestand können Menschen mit Behinderung auf 
sozialrechtliche Unterstützung über die Pflegekasse oder Eingliederungshilfe oder die 
bundesweit verfügbaren Förder- bzw. Investitionsprogramme der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) zurückgreifen. Mit dem KfW-Programm 455-B werden auch Mieter, die 
mit ihrem Vermieter eine Modernisierungsvereinbarung abgeschlossen haben, mit einem 
Zuschuss bis 6.250 € je Wohnung zur Barrierereduzierung gefördert. Die Investitionsbank 
Berlin gewährt hier im Rahmen der Förderprogramme „Altersgerecht Wohnen“ und 
„Wohnraum Modernisieren“ zusätzlich Zinssubventionen. Ab 2018 stehen hierfür auch 
Förderungsmittel im Rahmen der Wohnungsmodernisierungsbestimmungen 2018 (WMB 
2018) zur Verfügung. 
 
Die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften sind ein verlässlicher Partner auch im 
Hinblick auf die Reduzierung von Barrieren im Bestand und im Neubau. Mieterinnen und 
Mieter erhalten Beratungen und Hilfestellungen bei der Verwirklichung und Umsetzung von 
erforderlich werdenden Umbaumaßnahmen. Nicht nur aus dem eigenen Selbstverständnis 
heraus, sondern auch durch o.a. Bündnisse und Kooperationsvereinbarungen werden im 
Sinne der Mieterinnen und Mieter entsprechende Lebensqualität steigernde Maßnahmen 
unterstützt. 
Zur Lösung der wohnungsmarktpolitischen Problematik der Sozialen Träger bei der Suche 
und des Erhalts entsprechenden Wohnraums werden im Rahmen „Runder Tische“ die 
spezifischen Probleme und Schwierigkeiten zusammengetragen und geeignete 
Verbesserungsvorschläge erarbeitet. 
 
Zu 2.4.4 Hohe Wohnkosten auch für Menschen mit Behinderung 
Aufgrund der anhaltenden großen Nachfrage auf dem Berliner Wohnungsmarkt und dem 
aufgelaufenen Nachholbedarf ist es weiterhin erforderlich, zum einen die Abläufe weiter zu 
beschleunigen sowie zum anderen effiziente Maßnahmen zu ergreifen, um das 
Wohnraumpotential weiter auszubauen und die bereits ermittelten Potentiale schneller 
entwickeln zu können. Der Senat hat daher die Beschleunigung der Baulandbereitstellung für 
die landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften beschlossen.  
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Anknüpfend an den Runden Tisch Bauwirtschaft hat der Senat am 04.09.2018 ein Bündnis 
mit allen Akteuren der Bau- und Wohnungswirtschaft für den sozial gerechten 
Wohnungsneubau und die Fachkräftesicherung geschlossen und damit eine Kampagne zur 
Verbesserung des Neubauklimas gestartet. 
 
Der erhebliche Zuzug von Menschen nach Berlin führte zu einem stark angespannten 
Wohnungsmarkt, verbunden mit steigenden Mieten. 
Davon am stärksten betroffen sind Menschen, die auf bezahlbaren Wohnraum angewiesen 
sind. 
Aufbauend auf dem Bündnis für soziale Wohnungspolitik und bezahlbare Mieten vom 
04.09.2012 und dem Bündnis für Wohnungsneubau zwischen Senat und den Wohnungs- 
und Bauwirtschaftlichen Verbänden vom 10.07.2014 wurden weitere wichtige 
wohnungspolitische Maßnahmen ergriffen. 
Das Bündnis für Wohnungsneubau und Mieterberatung in Berlin 2018 - 2021 wurde am 
15.02.2018 zwischen den zwölf Berliner Bezirken und der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Wohnen geschlossen. Senat und Bezirke stimmen darin überein, alle 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um dringend benötigten Wohnungsneubau zu 
realisieren. 
Mit der Kooperationsvereinbarung "Leistbare Mieten, Wohnungsneubau und soziale 
Wohnraumversorgung" vom 05.04.2017 zwischen dem Senat und den sechs landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften wurden bezahlbare Mieten im landeseigenen Bestand 
gesichert. 
 
Zu 2.4.5 Wohnungsvermittlung und –vermietung 
Zur Wohnungsvermittlung rollstuhlgerechter Wohnungen trug in der Vergangenheit das 
mittlerweile abgeschaltete Portal „rb-wohnungen.de“ des Landesamts für Gesundheit und 
Soziales bei. Aufgrund fehlenden Interesses bzw. Angeboten wurde das Portal abgeschaltet 
und ersatzweise auf das Portal „Mobidat“ verlinkt. 
 
Der Hinweis auf die Angebote der gängigen gewerblichen Immobilienbörsen 
Immobilienscout24 und Immonet bestätigen das geringe Angebot an freien barrierefreien 
Wohnungen in diesem Medium. Als Erklärung könnte angenommen werden, dass 
freiwerdende barrierefreie und bezahlbare Wohnungen nicht notwendigerweise über 
kostenpflichtige Internetportale angeboten werden müssen. 
Die Überwachung der bestimmungsgemäßen Vermietung barrierefreier / rollstuhlgerechter 
Wohnungen ist nur bei Wohnungen mit Belegungsbindung gegeben. 
Ein öffentlich gesteuertes Vermittlungsverfahren für Wohnungen besteht mit dem vom 
Landesamt für Gesundheit und Soziales zentral koordinierten und über einen 
Kooperationsvertrag zwischen dem Land Berlin und einigen Wohnungsunternehmen 
gestalteten geschützten Marktsegment. In diesem Zusammenhang wäre gegebenenfalls als 
Erweiterung auch eine Wohnungs-vermittlung barrierefreier bzw. rollstuhlgerechter 
Wohnungen denkbar. 
 

4.3 Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
 

- Schreiben der Senatorin Regine Günther 
 
Wir haben den aktuellen Bericht geprüft und an einer Stelle eine Betroffenheit unseres 
Zuständigkeitsbereiches festgestellt. Auf Seite 3 und 4 des Berichtes führen Sie u.a. aus: 
„Dies führt unter anderem zu einer Verdrängung von Menschen mit Behinderung an die 
Randgebiete der Stadt, wo aufgrund der Länge von Fahrwegen und der geringen Taktung 
des öffentlichen Nahverkehr … gesellschaftliche und soziale Teilhabe erschwert bis 
unmöglich gemacht wird.“ 
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Hierzu nimmt die Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz in Ihrer Funktion 
als Aufgabenträger des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) wie folgt Stellung: 
 
„Die im Verstößebericht auf Seite 3 und 4 benannte pauschale Aussage einer erschwerten 
oder gar unmöglichen sozialen und gesellschaftlichen Teilhabe in den Randgebieten Berlins 
aufgrund unzureichender ÖPNV-Angebote trifft aus Sicht des ÖPNV-Aufgabenträgers nicht 
zu.  
 
Die Gleichwertigkeit der Angebote des ÖPNV für das gesamte Stadtgebiet ist im 
Mobilitätsgesetz ausdrücklich als Zielvorgabe gesetzt (§ 4 Abs. 1 MobG). Im Rahmen der 
Aufstellung des neuen Nahverkehrsplans für die Jahre 2019-2023 wurde daher auch das 
heutige Angebot auf seine Gleichwertigkeit untersucht (NVP 2019-2023, Kapitel I.1.5.5). 
Analysiert wurden die Zahlen der Abfahrten pro Einwohnerin/Einwohner sowie der Anteil an 
Haltestellen, die im Tagesverkehr mindestens im 10-Minuten-Takt bedient werden. Bereits 
im Zuge des Monitoringberichts 2013-2015 zum Nahverkehrsplan (Anlage 1 zum 
Nahverkehrsplan Berlin 2019-2023) wurden die Fahrtzeiten zu wichtigen Zentren stadtweit 
analysiert. Von fast 96% aller Haltestellen kann ein Ortsteilzentrum, in dem sich in der Regel 
die wichtigen alltäglichen Funktionen befinden, innerhalb von 30 Minuten und ohne 
Umsteigen erreicht werden. Vielfach sind diese sogar innerhalb von 10 Minuten erreichbar, 
sowohl in der Innenstadt wie am Stadtrand, wie Abb. 7 des Monitoringberichts deutlich zeigt. 
Die Erreichbarkeit der innerstädtischen Zentrenbereiche (City West und Potsdamer 
Platz/Alexanderplatz) ist stadtweit mit dem ÖPNV von über 99% der Haltestellen in maximal 
60 Minuten möglich.  
 
Insgesamt zeigt die Analyse, dass der Anspruch eines gleichwertigen Angebots in vielen 
Bereichen bereits erfüllt ist. Erschließungslücken bestehen jedoch noch in einzelnen 
Wohngebieten sowohl innerhalb wie außerhalb des S-Bahn-Rings. Mehr Unterschiede 
zwischen Innerer und Äußerer Stadt sind in der Angebotsdichte zu verzeichnen. Innerhalb 
des S-Bahn-Rings bestehen nur noch wenige Ausnahmen hinsichtlich der alle 10 Minuten 
erfolgenden Anbindung an ÖPNV-Angebote. Dagegen sind vor allem in Teilbereichen der 
Bezirke Reinickendorf, Treptow-Köpenick und Marzahn-Hellersdorf noch Lücken hinsichtlich 
eines attraktiven Angebots im Tagesverkehr über die Mindeststandards hinaus zu 
verzeichnen. Dies betrifft überwiegend Bereiche mit einem hohen Anteil an 
Einfamilienhausbebauung, aber auch einzelne dichter besiedelte Wohnquartiere. 
Vergleichsweise lange Reisezeiten in die Innenstadt treten lediglich in einzelnen 
Randbereichen der Bezirke Treptow-Köpenick, Marzahn-Hellersdorf und Spandau auf, diese 
sind zudem teils topographisch bedingt, wie bspw. in Müggelheim und Kladow. 
 
Der Nahverkehrsplan benennt zudem verschiedene Maßnahmen, mit denen diese noch 
bestehenden Defizite abgebaut werden sollen. Wesentlich ist vor allem die Ausdehnung der 
mindestens im 10-Minuten-Takt bedienten Linien und Streckenabschnitte (vgl. Kapitel 
V.1.1.3). Bis 2023 sollen in allen Stadtbereichen weitere Linien mit entsprechenden 
zusätzlichen Fahrten verdichtet werden, dies umfasst Linienabschnitte in allen Bezirken. Zur 
Schließung noch bestehender nahräumlicher Erschließungsdefizite sollen zudem 
Rufbusangebote als Teil des ÖPNV erprobt werden (vgl. Kapitel VI.2.4.2). Auch der im 
ÖPNV-Bedarfsplan als Teil des Nahverkehrsplans benannte Ausbau der Infrastruktur vor 
allem von S-Bahn und Straßenbahn umfasst mit Strecken wie etwa der Kremmener Bahn, 
der Potsdamer Stammbahn oder der Achse Spandau – Falkensee – Nauen ebenso Strecken 
in den Randbereichen Berlins. Die erforderlichen Planungs- und Bauzeiten lassen jedoch 
infrastrukturelle Verbesserungen meist erst schrittweise nach 2023 zu.“ 
 
 

4.4 Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin 
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- Schreiben der Bezirksbürgermeisterin Monika Herrmann vom 26.08.2019 
 
Ich begrüße ausdrücklich Ihre Wahl des Themas im 12. Verstößebericht. 
 
Die Wohnungspolitik des Landes Berlins stellt einen zentralen Bereich der Daseinsfürsorge 
für die Einwohner Berlins dar, im Besonderen für Personengruppen, die einen besonderen 
Bedarf an bezahlbaren, kleinen, altersgerechten oder barrierefreien Wohnungen haben.   
 
Die Wohnungspolitik ist somit Spiegelbild der Ernsthaftigkeit, mit der die inklusive 
Gesellschaft, zu der sich die Landesregierung in ihrer Koalitionsvereinbarung bekannt hat, 
gefördert und umgesetzt wird. 
 
Der Behindertenbeirat des Bezirkes Friedrichshain-Kreuzberg wandte sich 2015 an den 
damaligen Senator für Stadtentwicklung und Umwelt, Herrn Michael Müller, um auf den 
eklatanten Mangel an barrierefreien Wohnraum aufmerksam zu machen. 
 
Die Forderungen von damals haben bis heute Bestand. Ich unterstütze die Aussagen und 
Forderungen in Ihrem Bericht vollumfänglich. 
 
 

4.5 Bezirksamt Lichtenberg von Berlin 
 

- Schreiben des Bezirksbürgermeisters Michael Grunst vom 13.08.2019 
 
der mit Schreiben vom 26. Juni 2019 übersandte Verstößebericht für o.g. Zeitraum enthält 
keine konkreten Verstöße gegen die Regelungen zur Gleichstellung behinderter Menschen 
im Bezirk Lichtenberg. 

Dennoch möchte ich zu dem aktuellen Thema des Berichts Punkt 2.3, die Entwicklung der 
Wohnsituation von Menschen mit Behinderung, Stellung beziehen: 

Der Bezirk Lichtenberg versucht auf allen Ebenen seiner öffentlichen Verwaltung das Ziel 
einer inklusiven Gesellschaft im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderung voranzubringen. Hierbei steht die selbstbestimmte Teilhabe 
aller Bürgerinnen und Bürger in allen Lebensbereichen im Vordergrund. Das Recht auf 
wunschgemäßes Wohnen und den Aufenthaltsort frei zu wählen gehören untrennbar dazu. 

Im Wohnungssektor gibt es immer noch zu viele Barrieren für Menschen mit Behinderungen. 
Damit diese auf dem Wohnungsmarkt die gleichen Chancen wie Menschen ohne 
Behinderung erhalten, braucht es genügend Angebote an barrierefreiem und bezahlbarem 
Wohnraum. 

Wie im Land Berlin besteht auch in Lichtenberg seit einigen Jahren ein Mangel an 
geeigneten barrierefreien Wohnungen für Menschen mit Mobilitätsbehinderungen. Menschen 
aller Altersstufen, die auf geeigneten Wohnraum angewiesen sind, die sie mit Gehhilfen, mit 
dem Rollstuhl, mit Platz für Vorrichtungen zur Pflege und anderes mehr erreichen und vor 
allem ihren Bedürfnissen entsprechend nutzen können, stoßen bei Bedarf an Neuanmietung 
sowie auch beim Verbleib in der bisherigen Wohnung auf erhebliche Probleme.  

Beim Neubau von Wohnungen regelt zwar die Berliner Bauordnung, dass ein gewisser Anteil 
von Wohnungen beim Vorliegen von entsprechender Voraussetzungen so gebaut werden 
muss, dass sie sich als Rollstuhlnutzerwohnungen qualifizieren. Hinzu kommt, dass das 
Land Berlin keine über allgemeine Beratungsangebote hinausgehende Unterstützung 
vorhält, um Menschen mit Behinderungen bei bekannt gewordenem Wohnungsbedarf zu 
unterstützen. Die vom Landesamt für Gesundheit und Soziales dargestellte Übersicht unter 
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www.rb-wohnungen.de wurde eingestellt, zeigte jedoch eindrucksvoll den Mangel an 
bezahlbaren barrierefreien Wohnungen. 

Das gegenwärtige Missverhältnis zwischen dem aktuellen Bedarf und vorhandenen 
bezahlbaren barrierefreien Wohnraum und der mit dem demografischen Wandel weiter 
steigenden Nachfrage verlangt nach weiteren wohnungspolitischen Initiativen auf 
Landesebene. 

Lichtenberg ergreift weitere Maßnahmen, um den Wohnungsbau im Bezirk sozial verträglich 
zu beschleunigen. Mit dem „Bündnis für Wohnen im Bezirk Berlin-Lichtenberg“ reagiert die 
Verwaltung auf die in den letzten Jahren steigende Attraktivität Lichtenbergs als 
familienfreundlicher Bezirk. Eine weiterhin enge Zusammenarbeit zwischen Politik, 
Verwaltung und Immobilienwirtschaft ist im gemeinsamen Interesse der Bündnispartner, um 
attraktives, bezahlbares und barrierefreies Wohnen im Bezirk aktiv zu gestalten und den 
Wohnungsneubau zu unterstützen. 

Das Bezirksamt setzt sich gegenüber Wohnungsverwaltungen dafür ein, dass senioren- und 
behindertengerechte Wohnungsanpassungen bei Auszug der Mieterinnen und Mieter nicht 
mehr rückgebaut werden müssen. Stattdessen sollen die betreffenden Wohnungen in den 
einzelnen Unternehmen für den bedürftigen Personenkreis aufgenommen und entsprechend 
beworben und wieder vermietet werden. In einem Schreiben wurden alle größeren, im Bezirk 
aktiven Wohnungsunternehmen angeschrieben und auf einen generellen Verzicht auf 
Rückbauverpflichtungen sowie um generelle Genehmigungen von baulichen Maßnahmen 
zur Schaffung von Barrierefreiheit gebeten.  

Fast alle Wohnungsunternehmen haben auf ihre Bemühungen in den letzten Jahren 
hingewiesen, ihren Bestand an barrierearmen bzw. barrierfreundlichen Wohnraum zu 
erhöhen. Es werden beispielsweise Aufzugsanlagen auf ebenerdiges Niveau verlängert, 
bodengleiche Duschen eingebaut oder die Schwellen zu den Loggien und Balkonen 
abgetragen.  

Ein Großteil der kontaktierten Wohnungsunternehmen bietet ihren Mietern bereits finanzielle 
und fachliche Unterstützung für barrierefreie Umbauten an. Teilweise werden bis zu 50% der 
Kosten übernommen.  

Das unterzeichnete „Bezirksbündnis für Wohnungsneubau und Mieterberatung“, individuell 
für den Bezirk Lichtenberg mit dem Bezirksamt und dem Senat abgestimmt, legt einen 
besonderen Schwerpunkt den Wohnungsneubau zu stärken, Stadtwachstum gemeinsam, 
ökologisch und nachhaltig zu gestalten und die Mieterberatung im Bezirk zu verbessern. 

Das Bezirksamt Lichtenberg wird sich auch weiter dafür stark machen, dem menschlichen 
Grundbedürfnis auch für mobilitätseingeschränkte Menschen mit Behinderung in geeigneten 
und bezahlbaren Wohnungen zu leben, zu gewährleistet. 

 

4.6 Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin 
 

- Schreiben der Bezirksbürgermeisterin Dagmar Pohle vom 07.08.2019 
 
Es ist wichtig und richtig, dass im Rahmen von Neubauvorhaben zunehmend Barrieren 
abgebaut werden müssen. Allerdings mangelt es zurzeit an verbindlichen rechtlichen 
Regelungen im Land Berlin, um entsprechende Zielstellungen bauordnungsrechtlich 
durchsetzen zu können. Eine verbindliche Festsetzung des R-Standards für einen gewissen 
Anteil von Wohnungen wäre hier hilfreich. 
 
Da es an der ordnungsbehördlichen Durchsetzbarkeit mangelt, ist die Erstellung von 
geeignetem Wohnraum im Wesentlichen auf die Beratungstätigkeit der 
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Bauaufsichtsbehörden gegenüber den Bauherrinnen und Bauherren angewiesen. Dies stellt 
sich angesichts der angespannten Personalsituation als Herausforderung dar. 

 
Zu bedenken ist meines Erachtens auch, dass Wohnungen, die für behinderte Menschen 
geeignet sind, auch für andere Bevölkerungsgruppen geeignet erscheinen (z.B. ältere  
Menschen). Mögliche Überkapazitäten in diesem Segment wären also durchaus gut nutzbar. 
 

4.7 Bezirksamt Mitte von Berlin 
 

- Schreiben des Bezirksbürgermeisters Stephan von Dassel vom 05.08.2019 
 
Mit der Prioritätensetzung auf Wohnungspolitik in dem von Ihnen vorgelegten 
Verstößebericht, lenken Sie den Focus auf ein Thema, dass auch im Bezirk Mitte eine 
dominierende Rolle spielt. Neben der Schaffung von barrierefreiem Wohnraum, der 
Erweiterung bzw. Aufstockung von Bestandsbauten sowie Verdichtung, geht es u.a.  
auch um Verdrängung von alten und pflegebedürftigen Menschen, von Menschen mit 
psychischen Erkrankungen, von geflüchteten Menschen, von Alleinerziehenden sowie 
von Wohngruppen u.v.a.  
 
Das Fehlen belastbarer Daten zur Bedarfsermittlung sowie geeigneter Instrumente zur 
Berlin weiten Vermittlung barrierefreier und sog. Rb-Wohnungen, finanzierbare 
Wohnraumanpassung, bezahlbare Mieten und die zunehmende Notwendigkeit der 
Schaffung von Abstellmöglichkeiten für Rollstühle und Rollatoren sind einige weitere 
Schwerpunkte der Problematik, die wir bestätigen können. Das Thema ist auch für den 
Bezirk Mitte von höchster Brisanz. Im Bezirksamt Mitte wurde der Verstößebericht zur 
Kenntnis genommen und Ihre Aussagen (z.B. zu fehlenden Förderprogrammen in 
Milieuschutzgebieten, zur Finanzierung von Wohnungsanpassung wegen Alter und/oder 
Behinderung, einer Pflichtquote bei Wohnungsneubau oder eines zeitgemäßen 
Vermittlungsportals) generell bestätigt. 
Wir bedanken uns für die Kenntnisgabe, unterstützen die Inhalte Ihres Berichtes und 
nehmen diesen zum Anlass, auch unsere bezirklichen Aufgaben, wie z.B. Kenntnisgabe 
der Abweichungsbescheide, Strategien zur Vermeidung von Zweckentfremdung u.a. 
kritisch zu bewerten.  
 

4.8 Bezirksamt Spandau von Berlin 
 

- Schreiben des Bezirksbürgermeisters Helmut Kleebank vom 30.07.2019 
 
In Ihrem Verstößebericht fordern Sie, dass sich der Berliner Senat bei seiner 
Wohnungspolitik stärker als bisher an den Belangen von Menschen mit Behinderung 
auszurichten hat. Diese Forderung findet meine volle Unterstützung.  
 
Ihr Verstößebericht macht im Einzelnen deutlich, dass der bestehende und stetig wachsende 
Bedarf an barrierefreiem Wohnraum nur gedeckt werden kann, wenn  
 

 vor allem im Neubau zukünftig möglichst alle Wohnungen barrierefrei erreichbar und 
nutzbar gestaltet werden, 

 der Abbau von Barrieren im Bestand gefördert wird,  
 keine Bestimmungen erlassen werden, die der Schaffung von barrierefreiem 

Wohnraum entgegenstehen, 
 die Regelungen zum Bau und zur Vergabe von barrierefreien und uneingeschränkt 

mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen verpflichtend sind. 
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Auch mit Ihrer Forderung nach verbindlich einzuführenden Sachverständigen für 
Barrierefreiheit stimme ich überein. 
Hintergrund:  
 
Im Rahmen seiner Möglichkeiten setzt sich das Bezirksamt Spandau seit Jahren für die 
Schaffung von barrierefreien sowie von barrierefreien und uneingeschränkt mit dem Rollstuhl 
nutzbaren Wohnungen (RB-Wohnungen) ein: Ein aktuelles Neubauvorhaben in der 
Wasserstadt mit insgesamt 364 Wohnungen beinhaltet 150 barrierefreie und fünf RB-
Wohnungen. In diesem Fall entsteht mehr barrierefreier Wohnraum als gesetzlich gefordert. 
 
Dieser Einzelerfolg darf nicht über ein wesentliches strukturelles Problem auf dem 
Wohnungsmarkt hinwegtäuschen: Die Wohnungswirtschaft trifft mit ihren Gewinninteressen 
auf Menschen mit Behinderung, die sich Wohnungen zu Marktpreisen häufig kaum leisten 
können. Diese Marktasymmetrie bedeutet für die Schaffung von barrierefreiem Wohnraum 
ein schwerwiegendes Hemmnis. Um hier Marktversagen zu vermeiden, bedarf es stärkerer 
Eingriffe des Senats als bisher.  
 
Die von Ihnen beschriebene steigende Nachfrage nach barrierefreiem Wohnraum kann ich 
für Spandau bestätigen. Auch auf Grund dieser Nachfrage habe ich im vergangenen Jahr in 
Spandau die Stelle einer Behördenlotsin für Menschen mit Behinderung geschaffen. Eine 
Aufgabe der Stelleninhaberin besteht darin, Spandauerinnen und Spandauer mit 
Behinderung dabei zu unterstützen, eine geeignete Wohnung zu finden.  
 
Da gemessen an der hohen Nachfrage zu wenige barrierefreie Wohnungen zur Verfügung 
stehen, diese Wohnungen den Wohnungssuchenden nur selten bekannt sind und bei der 
Wohnungswirtschaft vereinzelt Vorbehalte gegen Menschen mit Behinderung bestehen, ist 
es trotz großer Bemühungen in diesem Jahr bisher erst einmal gelungen, eine Wohnung zu 
vermitteln. 
 
In Ihrem Verstößebericht verweisen Sie auf eine Studie des Kuratoriums Deutsche 
Altershilfe. Demzufolge fehlten 2011 in Berlin 41.000 barrierefreie Wohnungen. In einer 
jüngeren Studie aus dem Jahr 2016 beziffert der Soziologe André Holm den Mangel sogar 
auf 110.000 fehlende barrierefreie Wohnungen in Berlin.     
 
Der Senat plant jährlich 6.000 neue Wohnungen zu bauen (vgl. Koalitionsvereinbarung 2016-
2021, S. 25). Mit nur einem Drittel bzw. nur der Hälfte sind die in der Bauordnung für Berlin 
(Bauordnung) geltenden Quoten zur Schaffung von barrierefreien Wohnungen zu gering: 
Allein der Ausgleich des Defizits von 2011 würde demnach noch mindestens 15 Jahre 
beanspruchen. Ausgehend von den zukünftigen Bedarfen stünde dann jedoch noch immer 
kein ausreichender barrierefreier Wohnraum zur Verfügung. Im Gegenteil: Der Mangel an 
barrierefreien Wohnungen hätte sich bis dahin sogar noch dramatisch verschärft. 
 
Vor dem Hintergrund der wachsenden und stetig älter werdenden Stadt ist der Senat 
dringend aufgefordert, sein selbst gestecktes Ziel umzusetzen und mit der Novellierung der 
Bauordnung für deutlich mehr barrierefreien Wohnraum zu sorgen (vgl. a.a.O.,  
S. 22).  
 
Genau wie Ihrem Verstößebericht war bereits 2016 dem Verstößebericht Ihres Vorgängers 
zu entnehmen: Bei neuen Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen oder mit erforderlichen 
Aufzügen müssen alle Wohnungen barrierefrei auffindbar, erreichbar und nutzbar sein.  
 
Auch ich bedauere, dass diesen Forderungen bisher nicht entsprochen wurde. Die o. g. 
Bedarfserhebung lässt nach meinem Dafürhalten keinen anderen Schluss zu, als sich für 
eine 100-Prozent-Quote barrierefreier Wohnungen im Neubau auszusprechen und diese 
Quote in der Bauordnung festzulegen.  
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Genau wie Sie bin auch ich der Auffassung, dass es über den Bau neuer barrierefreier 
Wohnungen hinaus wichtig ist, den barrierefreien Umbau bestehender Wohnungen zu 
fördern: Insbesondere ältere Menschen mit Behinderung können oder wollen häufig nicht 
mehr umziehen. Damit sie in ihren Wohnungen menschenwürdig leben und diese für die 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben auch selbstständig verlassen können, müssen 
Barrieren in Bestandswohnungen und -gebäuden beseitigt werden. 
 
Anstatt jedoch den barrierefreien Umbau von bestehendem Wohnraum konsequent zu 
fördern, trifft der Senat Entscheidungen, mit denen er das Gegenteil bewirkt: So wurde zum 
Beispiel 2017 die gesetzliche Aufzugspflicht bei Dachgeschossaufstockungen gelockert und 
der Bauaufsicht nahegelegt, bei einer Ermessensentscheidung von der Forderung nach 
Barrierefreiheit abzusehen (vgl. Entscheidungshilfen der Obersten Bauaufsicht 01/2017, S. 
22).  
 
Wie ich Ihrem Verstößebericht entnehme, sind in den zurückliegenden drei Jahren in ganz 
Berlin offenbar nur 59 zusätzliche RB-Wohnungen entstanden. Der Ansatz des Senats, bei 
der Schaffung von RB-Wohnungen allein auf die Freiwilligkeit der Wohnungswirtschaft zu 
setzen, muss damit als gescheitert angesehen werden.  
 
Insofern unterstütze ich Ihre Forderung nach angemessenen Pflichtquoten für RB-
Wohnungen sowohl in der Bauordnung als auch im Rahmen der sozialen 
Wohnungsbauförderung.  
 
Die von Ihnen für die Berliner Bauordnung vorgeschlagene Regelung zur Schaffung von RB-
Wohnungen ist bereits Bestandteil der Bauordnung von Bremen. Dort tritt die Regelung am 
1.10.21 in Kraft. Aufgrund seiner Vorbildfunktion als Hauptstadt darf Berlin meines Erachtens 
nicht zurückstehen. Der Senat sollte die Regelung daher in Berlin ggf. schon früher 
einführen. 
 
Für den sozialen Wohnungsbau halte ich die Forderung nach einem Anteil von  
5 Prozent RB-Wohnungen weiterhin für gerechtfertigt. Wie Sie wissen, habe ich dies so 
bereits 2016 bei meiner Stellungnahme zum Verstößebericht Ihres Vorgängers vertreten.   
 
Während der Sozialbindungsfrist sollte verhindert werden, dass RB-Wohnungen an 
Wohnungssuchende ohne RB-Berechtigung vergeben und damit zweckentfremdet werden. 
Darüber hinaus sollten sich sowohl Menschen mit Behinderung als auch die Jobcenter und 
Sozialämter als Kostenträger auf einfache Weise über freie RB-Wohnungen in Berlin 
informieren können.   
 
Vor diesem Hintergrund greife ich Ihren Vorschlag im Verstößebericht gern auf und 
unterstütze ein zentrales, barrierefrei zugängliches Vermittlungsportal für RB-Wohnungen in 
Berlin: Neben allen sozialgebundenen RB-Wohnungen sollten zumindest auch die nicht 
sozialgebundenen RB-Wohnungen der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften in 
diesem Portal gemeldet werden. Private Anbieter/-innen sollten ihre freien RB-Wohnungen in 
dem Portal ebenfalls melden dürfen.  
 
Immer wieder erfahre ich, dass die Vorschriften zum barrierefreien Bauen offenbar nicht 
sicher eingehalten werden. Zum einen sind diese Vorschriften – wie der Senat selbst 
eingeräumt hat (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 18/13 739) – nur wenigen Planer/-innen 
bekannt. Zum anderen sind bauaufsichtliche Kontrollen der Barrierefreiheit im Baurecht 
weder vorgesehen, noch verfügen die Bauaufsichtsämter über ausreichende personelle 
Ressourcen, solche Kontrollen durchzuführen. 
 
Ihre Forderung, Sachverständige für Barrierefreiheit (Sachverständige) bei der Planung und 
Umsetzung von Bauvorhaben zwingend zu beteiligen, erscheint mir daher nur folgerichtig. 
Ich hoffe, dass die Selbstverpflichtung des Landes von 2015, Sachverständige bis 2020 
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einführen zu wollen (vgl. Konkretisierung der 10 Behindertenpolitischen Leitlinien des Landes 
Berlin zur nachhaltigen Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention bis zum Jahr 2020, 
S. 3) nun bald erfüllt wird. 
 
Die Haltung des Senats, Sachverständige wegen zu hoher Kosten abzulehnen (vgl. 
Abgeordnetenhaus Berlin, Drs. 18/13 739), ist für mich nicht nachvollziehbar: Gemessen an 
den erheblichen Gesamtkosten eines Bauvorhabens – allein die Grundstückspreise sind in 
den letzten Jahren exorbitant gestiegen und werden vermutlich noch weiter ansteigen – 
dürfte der Kostenanteil für Sachverständige vergleichsweise gering ausfallen.  
 
Anders als Senat vermag ich „aufwendige Anerkennungsverfahren für den 
Sachverständigenstatus“ (vgl. ebd.) als Hinderungsgrund kaum zu erkennen: Bekanntlich 
bildet die Berliner Architektenkammer bereits seit Jahren „Sachverständige für 
Barrierefreiheit in Gebäuden, Außenraum und Städtebau“ aus. Viele der Absolventinnen und 
Absolventen stammen aus Berlin und dem Berliner Umland. Sie sind ausreichend 
ausgebildet, zertifiziert und stünden sofort zur Verfügung.   
 

4.9. Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin  
 

- Schreiben der Bezirksbürgermeisterin Cerstin Richter-Kotowski vom 05.08.2019 
 
Ihre detaillierten und überzeugenden Ausführungen finden unsere Anerkennung und 
ausdrückliche Unterstützung. 
 
Ihrer Bitte entsprechend nehmen wir wie folgt dazu Stellung: 
 
Die aufgeführten Inhalte aus dem Bericht der Landesbeauftragten zu Problematiken der 
Wohnsituation von Menschen mit Behinderungen decken sich mit unseren bezirklichen 
Kenntnissen. 
Die im Zuge des Verstößeberichtes befragte Beratungsstelle für Menschen mit Behinderung, 
Krebs- und AIDS-Kranke und die im Bezirk neu eingerichteten befragten EUTBs nach BTHG 
bestätigen eine hohe und oft existenzielle Nachfrage nach barrierefreiem und insbesondere 
nach uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbarem Wohnraum. 
Besonders betroffen sind Bürgerinnen und Bürger, bei denen die Behinderung hinzukommt 
oder bei denen sich ein Pflegebedarf herausstellt. In vielen Fällen könnte der Umzug in ein 
Alten- bzw. Pflegeheim vermieden werden, wenn die Wohnungen barrierefrei und zugänglich 
wären oder ein Umzug in eine Wohnung, die uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbar ist, 
möglich wäre. 
 
Für alle Befragten wären gesicherte Informationen über die zur Verfügung stehenden 
barrierefreien und uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen eine dringend 
notwendige Hilfestellung im Arbeitsprozess. 
So bestätigt auch die bezirkliche Beauftragte für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen, dass die Versorgung mit Wohnraum einen ihrer Beratungsschwerpunkte 
darstellt. 
 
Zudem haben, wie im Bericht der Landesbeauftragten ausgeführt, viele Bürgerinnen und 
Bürger im Bezirk Steglitz-Zehlendorf die Unterstützung der Beauftragten bei mietrechtlichen 
Problemen in Anspruch genommen. 
So hat sich die bezirkliche Beauftragte bei zahlreichen Hausverwaltungen dafür eingesetzt, 
dass zumutbare Abstellmöglichkeiten für radgebundene Hilfsmittel zur Verfügung gestellt 
werden. 
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Die bezirkliche Beauftragte hat keinem Antrag auf Aufhebung der Zweckbindung für 
Wohnungen, die uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbar sind, erhalten bzw. dem 
zugestimmt. 
 
Auch der Bezirk Steglitz-Zehlendorf verfügt über keine gesicherte Datenlage zu 
barrierefreien bzw. zu Wohnungen, die uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbar sind. 
Dieses hat die interne Abfrage der Beauftragten vom 11. März 2019 beim 
Stadtentwicklungsamt Bau- und Wohnungsaufsichtsamt ergeben. 
Hier wäre zu prüfen, ob nicht zukünftig im Baugenehmigungsverfahren die neu 
hinzukommenden barrierefreien und mit dem Rollstuhl uneingeschränkt nutzbaren 
Wohnungen statistisch erhoben werden könnten.  
 
Aus unserem dringlichen Anliegen heraus, die Inklusion im Bezirk voranzubringen, prüfen wir 
die Empfehlung der Beauftragten, 
das Stadtentwicklungsamt Bau- und Wohnungsaufsichtsamt verstärkt für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen zu sensibilisieren, damit diese für zukünftige Fragen in der 
Stadtteilentwicklung mehr Berücksichtigung finden. 
 
Die bezirkliche Beauftragte weist darüber hinaus darauf hin, dass Verstöße gegen die 
Barrierefreiheit im Wohnungsbau nicht wie vom Senat zugesagt als Ordnungswidrigkeit 
geahndet werden. 
 
Wir stimmen mit der Ansicht der Landesbeauftragten darin überein, dass sich durch die 
Verschärfung des Problems auf dem Wohnungsmarkt insgesamt der Druck auf die 
Menschen mit Behinderungen erhöht. 
 
Auch wenn die im Bericht der Landesbeauftragten geäußerten Anliegen vor allem auf die 
Zuständigkeit des Senats verweisen, werden wir im Bezirk unsere Kompetenzen und 
Möglichkeiten ausschöpfen, um die Wohnungspolitik für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen voranzubringen. 
 

4.10 Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg von Berlin 
 

- Schreiben der Bezirksbürgermeisterin Angelika Schöttler vom 23.08.2019 
 
Die Einschätzung der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderung, dass die 
Wohnungs- und Baupolitik des Landes Berlin sowie angrenzender Handlungsfelder einen 
Verstoß gegen die rechtlichen Verpflichtungen zur Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderung darstellen, wird von mir geteilt. 
Ebenfalls die Einschätzung, dass der Verstoß weniger im aktiven Tun besteht sondern mehr 
im Unterlassen wirksamer und zielführender Maßnahmen, um Menschen mit Behinderung 
mit adäquatem Wohnraum zu versorgen. 
Allein der in meinem Bereich bekannte Bedarf an dringen benötigtem barrierefreiem 
Wohnraum ist überproportional hoch und kann vom Angebot nicht annähernd gedeckt 
werden. 
Die aktuellen wohnungspolitischen Maßnahmen berücksichtigen nicht bzw. nur unzureichend 
den steigenden existentiellen Bedarf nach barrierefreien Wohnungen.  
Die geltenden rechtlichen Bau-Normen und das daraus abgeleitete Verwaltungshandeln, für 
den Personenkreis „Menschen mit Behinderung“ wenig zielführende Förderprogramme,  
sowie die oftmals defizitäre Fachkompetenz der am Bau Beteiligten und Verantwortlichen – 
verbunden mit dem Verzicht der Landesregierung auf die angekündigte Einführung von 
Sachverständigen für Barrierefreiheit bei gleichzeitigem Fehlen verpflichtender 
Kontrollmechanismen und -instanzen – sind nicht ausreichend geeignet, um den eklatanten 
Bedarf auf absehbare Zeit zu decken. 
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Bisherige Zuarbeiten und fachliche Stellungnahmen von uns Berliner Beauftragten für 
Menschen mit Behinderung an die Landesregierung, beispielsweise zur Barrierefreien 
Wohnungsverordnung, zur Novellierung der Landesbauordnung, zur dringend benötigten Re-
Aktivierung eines verlässlichen und zeitgemäßen Vermittlungsportals für barrierefreie 
Wohnungen sowie zur Einführung einer Quote für RB-Wohnungen (Rollstuhl-Benutzer-
Wohnungen) im öffentlichen Wohnungsbau sind nicht berücksichtigt worden. 
 
Somit wurde versäumt, der verfassungsrechtlichen Verpflichtung zur Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse für Menschen mit und ohne Behinderung in 
ausreichendem Maße nachzukommen. 
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Abkürzungsverzeichnis 
 
aG Merkzeichen „außergewöhnlich gehbehindert“  
 
AV Wohnen Ausführungsvorschriften zur Gewährung von Grundleistungen gemäß 

§ 22 des Zweiten Sozialgesetzbuchs und §§ 35 und 36 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch 

 
BauO Bln  Bauordnung für Berlin 
 
BPL   Behindertenpolitische Leitlinien 
 
BWV Verordnung über bauliche Anforderungen an barrierefreies Wohnen – 

Barrierefreies Wohnen Verordnung Berlin 
 
CRPD   Convention on the Rights of Persons with Disabilities, vgl. UN-BRK 
 
DIMR   Deutsches Institut für Menschenrechte 
 
DIN   Deutsches Institut für Normung 
 
Drs.   Drucksache 
 
KfW   Kreditanstalt für Wiederaufbau 
 
LGBG Gesetz über die Gleichstellung von Menschen mit und ohne 

Behinderung - Landesgleichberechtigungsgesetz 
 
RB-Wohnungen „Rollstuhlbenutzer-Wohnungen“ – uneingeschränkt mit dem Rollstuhl  

nutzbare Wohnungen 
 
RdB   Rat der Bürgermeister 
 
SGB   Sozialgesetzbuch 
 
STeP   Stadtentwicklungsplan 
 
UN-BRK  Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von  

Menschen mit Behinderungen – Behindertenrechtskonvention 
 
WBS   Wohnberechtigungsschein 
 
WFB   Wohnungsbauförderungsbestimmungen 


